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V o r l a g e  

des Rechnungsprüfungsausschusses  

zum Entwurf eines Kirchengesetzes zur Änderung der Kirchlichen 

Haushaltsordnung zur Verstetigung vereinfachter Jahresabschlüsse 

(Drs. Nr. 30/26 G) 

Der Rechnungsprüfungsausschuss empfiehlt das Kirchengesetz zur Änderung der Kirchlichen 
Haushaltsordnung zur Verstetigung vereinfachter Jahresabschlüsse in der anhängenden Fassung 
zu verabschieden. 
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Entwurf (31.03.2026) 

 

 

 

Kirchengesetz 
zur Änderung der Kirchlichen Haushaltsordnung 

Vom… 

Die Kirchensynode der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau hat das folgende Kirchenge-
setz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Kirchlichen Haushaltsordnung 

Das Kirchengesetz über die Haushalts- und Wirtschaftsführung in der Evangelischen Kirche in 
Hessen und Nassau (Kirchliche Haushaltsordnung – KHO) vom 26. November 2015 (ABl. 2015 
S. 389), zuletzt geändert am 27. November 2025 (ABl. 2025 S. 224 Nr. 147), wird wie folgt geän-
dert: 

1. § 4 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

 „(3) In Dekanaten und in der Gesamtkirche ist jeweils eine bedarfsangemessene Kosten- und 
Leistungsrechnung anzuwenden.“ 

2. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

 „(1) Grundlagen des Gesamtkirchlichen Haushaltes sind die zielorientierte Planung der 
kirchlichen Arbeit und die Darstellung des zur Erreichung der vorgegebenen Ziele erfor-
derlichen Ressourcenbedarfs (Outputorientierung) in Form eines Haushaltsbuchs.“ 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 

3. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Der Haushalt besteht aus 

a) der Darstellung aller Haushaltsmittel im Ergebnishaushalt, 

b) einem Stellenplan, der alle Stellen zusammengefasst nach der Ordnung des Haushalts 
mit Angabe der Besoldungs- oder Entgeltgruppe enthält.“ 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

4. § 10 Absatz 4 und 5 wird gestrichen.  

5. § 11 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
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 „(4) Verrechnungen jeglicher Art sind innerhalb eines Haushalts nur dann zulässig, wenn sie 
sich auf Abrechnungen mit Dritten auswirken.“ 

6. § 18 Absatz 3 Satz 2 wird gestrichen. 

7. § 19 wird wie folgt gefasst:  

„§ 19 
Liquiditätssteuerung 

 Die Zahlungsfähigkeit ist durch eine angemessene Liquiditätssteuerung jederzeit sicherzu-
stellen. Werden Finanzmittel zur Deckung von Rücklagen und anderen Passivpositionen für 
den vorgesehenen Zweck einstweilen nicht benötigt, können sie vorübergehend als liquide 
Mittel in Anspruch genommen werden, wenn sichergestellt ist, dass die Verfügbarkeit im 
Bedarfsfalle nicht beeinträchtigt ist.“ 

8. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 5 wird gestrichen. 

b) Absatz 3 Satz 2 wird gestrichen. 

9. § 25 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Für nichtrechtsfähige Stiftungen müssen, für sonstige kirchliche Einrichtungen ohne ei-
gene Rechtspersönlichkeit können gesonderte Wirtschaftspläne oder Haushalte aufgestellt 
werden.“ 

10. § 31 wird wie folgt gefasst: 

„§ 31 
Stellenbewirtschaftung 

Planstellen, die als künftig wegfallend (kw) bezeichnet sind, sind im Stellenplan zu kennzeich-
nen unter Angabe der Anzahl entsprechend der Zuordnung im Haushalt und der Eingruppie-
rung zu kennzeichnen. Sie dürfen bei Ausscheiden der Stelleninhaberin oder des Stellenin-
habers nicht mehr besetzt werden.“ 

11. § 32 Absatz 3 wird gestrichen.  

12. In § 33 Absatz 1 werden nach dem Wort „Zuordnung“ die Wörter „zu einem Rechtsträger 
oder Geschäftsvorfall“ eingefügt. 

13. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. Für die Kirchengemeinden, kirchlichen Verbände, Dekanate und sonstigen der Auf-
sicht der Kirchenleitung unterstehenden Einrichtungen liegt die Anordnungsbefugnis 
bei der vorsitzenden Person des jeweiligen Vertretungsorgans; im Falle ihrer Verhin-
derung oder der Ausgabe an sie selbst liegt sie bei ihrer Stellvertretung. Darüber hin-
aus sind von der Gesamtkirche angestellte Verwaltungsleitungen für Dekanate und 
Kirchengemeinden ihres Einsatzbereichs anordnungsbefugt. Diese sollen das Anord-
nungsrecht der Vertretungsorgane nach Satz 1 vollumfänglich wahrnehmen. Das zu-
ständige Vertretungsorgan kann durch Beschluss die Anordnungsbefugnis auf andere 
geeignete Personen innerhalb ihres Verantwortungsbereichs durch Dienstanweisung 
übertragen, sofern dies nicht in den Verantwortungsbereich einer Verwaltungslei-
tung fällt.“ 

b) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 
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„(6) Wer Anordnungen erteilt, darf an Zahlungen nicht beteiligt sein, Buchungen nicht 
ausführen und Stammdaten in der Finanzbuchhaltung nicht pflegen. Unberührt davon 
bleibt die Möglichkeit, in von der Kirchenverwaltung festgelegten Fällen Anordnungen zu 
erteilen, die in einem automatisierten Verfahren verbucht werden.“ 

c) Absatz 12 wird wie folgt gefasst: 

„(12) Hat die Finanzbuchhaltung gegen Form oder Inhalt einer Anordnung begründete 
Bedenken, so hat sie diese der anordnenden Stelle in Textform mitzuteilen und die Aus-
führung auszusetzen. Werden die Bedenken zurückgewiesen, entscheidet die Kirchenver-
waltung über die Ausführung.“ 

d) Nach Absatz 13 wird der folgende Absatz 14 eingefügt: 

„(14) Soweit Verwaltungsleitungen die Anordnungsbefugnis nach Absatz 4 Nummer 1 
Satz 2 wahrnehmen, haben die nach Satz 1 anordnungsbefugten Personen die erteilten 
Anordnungen regelmäßig in angemessenem Umfang stichprobenartig zu prüfen und das 
Ergebnis der Prüfung zu dokumentieren.“ 

14. § 36 Absatz 4 wird gestrichen. 

15. § 37 Absatz 3 Satz 2 wird gestrichen. 

16. § 41 wird wie folgt geändert:  

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Eindeutig zuordenbare Einzahlungen können ohne Anordnung angenommen und ver-
bucht werden. Im Übrigen sind Einzahlungen regelmäßig nur aufgrund einer Anordnung 
anzunehmen, die erforderlichenfalls sofort anzufordern ist.“ 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Über die Zulässigkeit der Erteilung von SEPA-Mandaten entscheidet, soweit dies nicht 
durch Gesetz oder Rechtsverordnung bestimmt ist, die Kirchenverwaltung.“ 

17. Die Überschrift von § 48 wird wie folgt gefasst: 

„§ 48 
Internes Kontrollsystem“ 

18. § 50 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Der Jahresabschluss umfasst die Ergebnisrechnung, die Investitions- und Finanzie-
rungsrechnung, die Kapitalflussrechnung, die Bilanz und den Anhang. Der Jahresabschluss 
hat unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Haushaltsausführung sowie der Vermögens-
, Finanz- und Ergebnislage zu vermitteln. Bei Kirchengemeinden, Dekanaten und Verbän-
den sowie bei Sonderhaushalten nach § 25 mit Ausnahme von Sonderhaushalten von Ein-
richtungen der Gesamtkirche kann von der Erstellung der Kapitalflussrechnung und der 
Investitions- und Finanzierungsrechnung sowie des Anhangs abgesehen werden. Dem 
Jahresabschluss sind die Übersichten nach § 54 beizufügen.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Die Gliederung und Darstellungsform der Bilanz und der Ergebnisrechnung wird durch 
Rechtsverordnung nach § 86 festgelegt.“ 

19. § 51 wird wie folgt geändert: 
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a) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „richtet sich nach“ durch die Wörter „orientiert sich 
an“ ersetzt. 

b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

 „(5) Das Bilanzergebnis der Ergebnisrechnung ist in der Bilanz im Reinvermögen auszu-
weisen und auf neue Rechnung vorzutragen. Bei Bedarf ist über die Verwendung bzw. 
Deckung zu entscheiden.“ 

20. § 54 wird wie folgt gefasst: 

„§ 54 
Anlagen zum Anhang 

(1) Als Anlagen sind dem Anhang insbesondere beizufügen: 

a) Übersichten über die Finanzanlagen, 

b) Übersichten über die Forderungen und Verbindlichkeiten, 

c) Übersichten über die Rücklagen, 

d) Übersichten über die Rückstellungen, 

e) Übersichten über die Sonderposten, 

f) der Anlagenspiegel, 

g) Übersichten über erhebliche Abweichungen von den Ermächtigungsgrößen mit Erläute-
rungen. 

Wenn auf den Anhang verzichtet wird, sind die Übersichten der Buchstaben a, c, e und f 
dennoch beizufügen. 

(2) In den Übersichten zu Absatz 1 Buchstabe b bis d sind der jeweilige Stand zu Beginn und 
zum Ende des Haushaltsjahres sowie die Zu- und Abgänge darzustellen.“ 

21. § 55 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Aufbewahrungsfristen regelt die Kassationsordnung.“ 

22. § 57 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

 „(1) Das kirchliche Vermögen ist die Gesamtheit aller Sachen, Rechte und Ansprüche einer 
kirchlichen Körperschaft. Es besteht aus Kirchenvermögen und Pfarreivermögen. Das Kir-
chenvermögen dient den allgemeinen kirchlichen Bedürfnissen, das Pfarreivermögen der 
Pfarrbesoldung und -versorgung.“ 

b) Absatz 5 Satz 2 wird gestrichen. 

23. § 58 Nummer 3 wird gestrichen.  

24. § 61 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 Satz 2 wird gestrichen. 

b) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

„(6) Rückstellungen für pfarrdienst- und beamtenrechtliche Pensions- und Beihilfever-
pflichtungen sind nach versicherungsmathematischen Grundsätzen zu ermitteln. Die in 
der Haushaltsplanung angesetzten Werte für die Pensions- und Beihilfeverpflichtungen 
sowie damit zusammenhängende Forderungen gegenüber pensionszahlenden Institutio-
nen sind im Rahmen der Aufstellung des Jahresabschlusses zu aktualisieren, soweit neue 

PDF-Seite 006



Drucksache Nr. 63/26 G 

 

Daten und Annahmen sowie versicherungsmathematische Parameter am Bilanzstichtag 
zur Verfügung stehen.“ 

25. § 62 Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Bei der Gesamtkirche sind erhebliche Unterschiede zu erläutern.“ 

26. § 65 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Als Pflichtrücklagen sind zu bilden: 

- eine Ausgleichsrücklage, 
- eine Substanzerhaltungsrücklage, 
- eine Bürgschaftssicherungsrücklage, sofern erforderlich.“ 

b) Die Absätze 3 und 3a werden gestrichen. 

c) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Für die bauliche Unterhaltung kirchlicher Gebäude ist eine angemessene Substanzer-
haltungsrücklage zu bilden, um den Eigenanteil bei der baulichen Unterhaltung sicherzu-
stellen.“ 

d) Absatz 6 wird gestrichen. 

e) In Absatz 8 wird die Angabe „, insbesondere Budgetrücklagen“ gestrichen. 

f) In Absatz 9 Satz 1 werden nach den Wörtern „einschließlich kurzfristiger Forderungen“ 
die Wörter „abzüglich kurzfristiger Verbindlichkeiten“ eingefügt. 

g) Absatz 10 Satz 2 wird gestrichen. 

27. § 68 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

 „(1) Für ungewisse Verbindlichkeiten und drohende Verluste aus schwebenden Geschäften 
sind Rückstellungen zu bilden. Bei Kirchengemeinden, Dekanaten und Kirchlichen Verbänden 
kann auf die Bildung von Urlaubs-, Mehrarbeits- und Jubiläumsrückstellungen verzichtet 
werden.“ 

28. In § 73 Satz 3 wird die Angabe „oder der hierzu von der Kirchenverwaltung beauftragten 
Regionalverwaltung“ gestrichen. 

29. § 83 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die Vorprüfung hat mindestens eine repräsentative Auswahl von Geschäftsvorgän-
gen zu umfassen und hat sich insbesondere zu erstrecken auf: 

a) die Feststellung, dass bei Ausführung des Haushalts die Beschlüsse des zuständigen 
Organes beachtet worden sind und nach geltendem Recht verfahren wurde,  

b) die Plausibilisierung von Finanzanlagen, Sachanlagevermögen, Rücklagen und Son-
derposten.“ 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Die Jahresabschlüsse sind nach der Vorprüfung Interessierten in geeigneter Weise 
zugänglich zu machen. Die Möglichkeiten der Kenntnisname sind ebenfalls in geeigneter 
Weise bekanntzugeben.“ 

30. § 87 wird wie folgt geändert: 
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a) Nach § 87 Absatz 1 werden die folgenden Absätze 1a und 1b eingefügt: 

„(1a) Für die Erstellung der Jahresabschlüsse der Jahre 2015 bis 2025 der Kirchengemein-
den, Dekanate und Verbände mit Ausnahme der Zweckverbände ist ein vereinfachtes Ver-
fahren gemäß Anlage 3 anzuwenden. Die Kirchenleitung kann im Einvernehmen mit dem 
Kirchensynodalvorstand die Anwendung einzelner Regelungen des vereinfachten Verfah-
rens aussetzen. Die Verpflichtung zur Vornahme einer Inventur in den Jahren 2015 bis 
2025 wird ausgesetzt. 

(1b) Die Kirchenleitung kann für das IT-Verfahren für einzelne Kassengemeinschaften und 
kirchliche Körperschaften die Zahl der anordnungsbefugten Personen begrenzen und be-
sondere Vorgaben für die Feststellungsvermerke erlassen.“ 

b) Nach § 87 Absatz 2 werden die folgenden Absätze 3 und 4 eingefügt: 

„(3) Die Kirchenleitung kann durch Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Kirchen-
synodalvorstands bedarf, räumlich und zeitlich begrenzt die Erprobung eines vereinfach-
ten Rechnungswesens in Abweichung von diesem Kirchengesetz festlegen. 

(4) Die Jahresabschlüsse der im Jahr 2026 aufgelösten Regionalverwaltungsverbände sind 
bis spätestens zum 31. Dezember 2030 in den Jahresabschluss der Gesamtkirche zu kon-
solidieren. Bis zur vollständigen Konsolidierung dürfen die Bilanzsummen der jeweils zu-
letzt aufgestellten Jahresabschlüsse auch bei zur Gesamtkirche abweichenden Ab-
schlussstichtagen auf der Aktiv- und Passivseite der Bilanz der Gesamtkirche unterhalb 
der Positionen des Treuhandvermögens ausgewiesen werden. Der Ausweis erfolgt ent-
weder einzeln nach Regionalverwaltungsverbänden unter Angabe des jeweiligen Ab-
schlussstichtags oder als Gesamtbetrag mit entsprechender Aufgliederung und Angabe 
der jeweiligen Abschlussstichtage im Anhang.“ 

31. Anlage 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 9 wird nach Satz 3 der folgende Satz eingefügt: „Glocken und Orgeln sind nicht 
Bestandteile des Gebäudes.“ 

b) Nummer 10 wird wie folgt gefasst: 

„10. Betriebe gewerblicher Art: Einrichtungen, die einer nachhaltigen wirtschaftlichen 
Tätigkeit zur Erzielung von Einnahmen außerhalb der Land- und Forstwirtschaft dienen 
und sich wirtschaftlich herausheben.“ 

c) Nummer 12 wird wie folgt gefasst: 

„12. Bilanzergebnis: Der ergebniswirksame Teil der kirchlichen Haushaltsplanung und -
ausführung umfasst regelmäßig die Bewirtschaftung von Rücklagen. Die sich aus den 
haushaltsrechtlichen Vorschriften und/oder Gremienbeschlüssen ergebenden Zuführung 
zu Rücklagen stellen bilanztechnisch Ergebnisverwendungen dar. Sie sind daher nach der 
Ermittlung des Jahresergebnisses auszuweisen und führen so zum Bilanzergebnis.“ 

d) Nummer 39 wird gestrichen. 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2027 in Kraft. 
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Synopse 

 

Geltendes Recht Text der Drucksache 30/26 G Änderungsvorschläge 2. Lesung Anmerkungen zur 2. Lesung 
 

Kirchengesetz zur Änderung der  
Kirchlichen Haushaltsordnung 

Vom… 

Die Kirchensynode der Evangelischen Kirche 
in Hessen und Nassau hat das folgende Kir-
chengesetz beschlossen: 

  

Abschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften zum Haushalt 

   

§ 4 
Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und  

Nachhaltigkeit 

(1) Bei Aufstellung und Ausführung des 
Haushalts sind die Grundsätze der Wirt-
schaftlichkeit, Sparsamkeit und Nachhaltig-
keit zu beachten. 

(2) Für finanziell erhebliche Maßnahmen 
sind angemessene Wirtschaftlichkeitsunter-
suchungen unter Beachtung der in Absatz 1 
genannten Grundsätze durchzuführen. 

(3) In Dekanaten, Regionalverwaltungsver-
bänden und in der Gesamtkirche ist eine 
Kosten- und Leistungsrechnung anzuwen-
den. 

 
 
 

 
 
 
 

 
 
 
 

(3) In Dekanaten, Regionalverwaltungsver-
bänden und in der Gesamtkirche ist jeweils 
eine bedarfsangemessene Kosten- und 
Leistungsrechnung anzuwenden. 
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Geltendes Recht Text der Drucksache 30/26 G Änderungsvorschläge 2. Lesung Anmerkungen zur 2. Lesung 

§ 7 
Haushaltsbuch 

(1) Grundlagen des Gesamtkirchlichen Haus-
haltes sowie der Haushalte der Dekanate 
und Regionalverwaltungen sind die zielori-
entierte Planung der kirchlichen Arbeit und 
die Darstellung des zur Erreichung der vor-
gegebenen Ziele erforderlichen Ressourcen-
bedarfs (Outputorientierung) in Form eines 
Haushaltsbuchs. 

(2) 1 Innerhalb der Untergliederungen des 
Haushaltsbuchs sind jeweils die Ziele der 
kirchlichen Arbeit zu beschreiben und Anga-
ben zur Zielerreichung zu machen sowie die 
dafür zu erbringenden Leistungen und der 
erforderliche Ressourceneinsatz darzustel-
len. 2 Dabei können die Sachkonten gemäß § 
9 Absatz 3 verdichtet werden. 

(3) Bei den Haushalten der Kirchengemein-
den kann entsprechend der Absätze 1 und 2 
verfahren werden. 

§ 7 
Haushaltsbuch 

(1) Grundlagen des Gesamtkirchlichen 
Haushaltes sowie der Haushalte der Deka-
nate und Regionalverwaltungen sind die 
zielorientierte Planung der kirchlichen Ar-
beit und die Darstellung des zur Erreichung 
der vorgegebenen Ziele erforderlichen Res-
sourcenbedarfs (Outputorientierung) in 
Form eines Haushaltsbuchs. 

 
 
 
 
 
 
 
 

(3) Bei den Haushalten der Kirchengemein-
den kann entsprechend der Absätze 1 und 2 
verfahren werden. 

  

Abschnitt 2 
Aufstellung des Haushalts 

   

§ 8 
Bestandteile und Inhalt des Haushalts, An-

lagen 

   

(1) Der Haushalt besteht aus (1) Der Haushalt besteht aus (1) Der Haushalt besteht aus  
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Geltendes Recht Text der Drucksache 30/26 G Änderungsvorschläge 2. Lesung Anmerkungen zur 2. Lesung 
a. der Darstellung aller Haushaltsmittel, 

getrennt nach Ergebnishaushalt sowie 
bei Bedarf Investitions- und Finanzie-
rungshaushalt, 

b. dem Stellenplan, der die Stellen aller im 
öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis 
und der privatrechtlich Beschäftigten 
nach der Ordnung des Haushalts mit An-
gabe der Besoldungs- oder Entgelt-
gruppe enthält. 

a. der Darstellung aller Haushaltsmittel 
getrennt nach im Ergebnishaushalt so-
wie bei Bedarf Investitions- und Finan-
zierungshaushalt, 

b. einem Stellenkegel, der alle Stellen zu-
sammengefasst nach der Ordnung des 
Haushalts mit Angabe der Besoldungs- 
oder Entgeltgruppe enthält. 

 

a. der Darstellung aller Haushaltsmittel ge-
trennt nach im Ergebnishaushalt sowie 
bei Bedarf Investitions- und Finanzie-
rungshaushalt, 

b. einem Stellenplan, der alle Stellen zu-
sammengefasst nach der Ordnung des 
Haushalts mit Angabe der Besoldungs- 
oder Entgeltgruppe enthält. 

 

 

 

 

Der Stellenplan ist der übliche Begriff in 
öffentlichen Haushalten. 

(2) Der Investitions- und Finanzierungshaus-
halt umfasst die mit Investitionen und deren 
Finanzierung verbundenen ergebnisneutra-
len Haushaltsmittel. 

(2) Der Investitions- und Finanzierungs-
haushalt umfasst die mit Investitionen und 
deren Finanzierung verbundenen ergebnis-
neutralen Haushaltsmittel. 

  

(3) 1 Der Ergebnishaushalt umfasst alle Er-
träge und Aufwendungen. 2 Zuführungen zu 
und Entnahmen aus Rücklagen sind im Er-
gebnishaushalt nach dem Posten „Jahres-
überschuss / Jahresfehlbetrag“ darzustellen. 

   

(4) Aufbau und Darstellung von Ergebnis-
haushalt sowie Investitions- und Finanzie-
rungshaushalt richten sich grundsätzlich 
nach den Schemata der von der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland festgelegten 
Grundlagen zur Haushaltssystematik, kon-
kretisiert durch Anlage 2 zu diesem Kirchen-
gesetz. 

(5) Dem Haushalt sind als Anlage beizufü-
gen: 
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Geltendes Recht Text der Drucksache 30/26 G Änderungsvorschläge 2. Lesung Anmerkungen zur 2. Lesung 
a. die Bilanz nach § 52 zum letzten 

Stichtag, 

b. erforderliche Erläuterungen (z. B. 
Begründungen, Berechnungen und 
Hinweise auf Genehmigungen), 

c. Wirtschaftspläne oder Sonderhaus-
halte und neueste Jahresergebnisse 
der Wirtschaftsbetriebe, Einrichtun-
gen und Sondervermögen, 

d. je eine Übersicht über die Rückla-
gen, über die Rückstellungen sowie 
über die Verpflichtungsermächti-
gungen. 

(6) Dem Haushalt der Gesamtkirche sollen 
ferner die mittelfristige Finanzplanung ge-
mäß § 6 sowie die aus den Ansätzen des Er-
gebnishaushaltes sowie des Investitions- 
und Finanzierungshaushalts abzuleitende 
Kapitalflussrechnung beigefügt werden. 

   

§ 10 
Ausgleich des Haushalts 

   

(1) 1 Der Haushalt ist in jedem Jahr im Er-
gebnishaushalt sowie im Investitions- und 
Finanzierungshaushalt auszugleichen. 2 Die 
Liquidität ist sicherzustellen. 

   

(2) In der Planung ist ein Jahresfehlbetrag 
zulässig, wenn er unter Verwendung von 
Entnahmen aus Mitteln der Rücklagen oder 
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Geltendes Recht Text der Drucksache 30/26 G Änderungsvorschläge 2. Lesung Anmerkungen zur 2. Lesung 
durch einen positiven Ergebnisvortrag aus-
geglichen werden kann. 

(3) 1 In der Planung ist ein Jahresfehlbetrag 
in begründeten Ausnahmefällen auch dann 
zulässig, wenn er aus Abschreibungen oder 
Zuführungen zu Rückstellungen resul-
tiert. 2 Ein hierdurch bedingtes negatives Bi-
lanzergebnis ist zulässig. 3 Der Saldo aus 
Rücklagenentnahmen und Rücklagenzufüh-
rungen für Investitionen bleibt bei der Fest-
stellung des Haushaltsausgleichs unberück-
sichtigt. 

   

(4) 1 Ein in der Planung entstehendes positi-
ves Bilanzergebnis ist vorrangig zum Aus-
gleich eines negativen Ergebnisvortrages zu 
verwenden. 2 Darüber hinaus sollen finanz-
gedeckte Ertragsüberschüsse bereits im 
Rahmen der Haushaltsermächtigung zur 
Auffüllung nicht ausreichender Substanzer-
haltungs- oder sonstiger Pflichtrücklagen 
verwendet werden. 

(4) 1 Ein in der Planung entstehendes positi-
ves Bilanzergebnis ist vorrangig zum Aus-
gleich eines negativen Ergebnisvortrages zu 
verwenden. 2 Darüber hinaus sollen finanz-
gedeckte Ertragsüberschüsse bereits im 
Rahmen der Haushaltsermächtigung zur 
Auffüllung nicht ausreichender Substanzer-
haltungs- oder sonstiger Pflichtrücklagen 
verwendet werden. 

  

(5) 1 Der Investitions- und Finanzierungs-
haushalt ist ausgeglichen, wenn die Summe 
der Zugänge der Summe der Abgänge für 
die Investitions- und Finanzierungstätigkeit 
entspricht. 2 Dazu können finanzgedeckte 
Ertragsüberschüsse des Ergebnishaushaltes 
genutzt werden. 

(5) 1 Der Investitions- und Finanzierungs-
haushalt ist ausgeglichen, wenn die Summe 
der Zugänge der Summe der Abgänge für 
die Investitions- und Finanzierungstätigkeit 
entspricht. 2 Dazu können finanzgedeckte 
Ertragsüberschüsse des Ergebnishaushaltes 
genutzt werden. 
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§ 11 
Bruttoveranschlagung,  
Einzelveranschlagung 

   

(1) Die Erträge und Aufwendungen sowie 
die mit Investitionen und deren Finanzie-
rung verbundenen Haushaltsmittel sind in 
voller Höhe und getrennt voneinander zu 
veranschlagen; sie dürfen nicht vorweg ge-
geneinander aufgerechnet werden. 

   

(2) Für denselben Zweck dürfen Haushalts-
mittel nicht an verschiedenen Stellen im 
Haushalt veranschlagt werden. 

   

(3) 1 Im Ergebnishaushalt sind die Erträge 
nach ihrem Entstehungsgrund, die Aufwen-
dungen nach ihrem Zweck zu veranschlagen 
und, soweit erforderlich, zu erläu-
tern. 2 Zum Vergleich der Haushaltsansätze 
sind die Haushaltsansätze für das dem 
Haushaltszeitraum vorangehende Jahr und 
die Ergebnisse des Jahresabschlusses für das 
zweitvorangegangene Jahr anzuge-
ben. 3 Gleiches gilt für die Veranschlagung 
von Haushaltsmitteln im Investitions- und 
Finanzierungshaushalt. 4 Bei Maßnahmen, 
die sich auf mehrere Jahre erstrecken, sol-
len die voraussichtliche Gesamtsumme der 
Haushaltsmittel und ihre Finanzierung er-
läutert werden. 
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(4) 1 Verrechnungen jeglicher Art sind in-
nerhalb eines Haushalts unzulässig. 2 In der 
Kosten- und Leistungsrechnung gemäß § 4 
Absatz 3 können interne Verrechnungen 
und Umlagen zur verursachungsgerechten 
Be- und Entlastung von Kostenstellen und -
trägern vorgenommen werden. 3 Festste-
hende Berechnungsmaßstäbe hierfür 
(Schlüssel) sind in angemessenen Zeitab-
ständen zu überprüfen. 

(4) 1 Verrechnungen jeglicher Art sind in-
nerhalb eines Haushalts nur dann zulässig, 
wenn sie sich auf Abrechnungen mit Dritten 
auswirken. . 2 In der Kosten- und Leistungs-
rechnung gemäß § 4 Absatz 3 können in-
terne Verrechnungen und Umlagen zur ver-
ursachungsgerechten Be- und Entlastung 
von Kostenstellen und -trägern vorgenom-
men werden. 3 Feststehende Berechnungs-
maßstäbe hierfür (Schlüssel) sind in ange-
messenen Zeitabständen zu überprüfen. 

  

§ 18 
Kredite 

   

(1) 1 Im Haushaltsgesetz (Haushaltsbe-
schluss) wird bestimmt, bis zu welcher Höhe 
Kredite 

a. zur Deckung von Haushaltsmitteln 
für Investitionen, 

b. im Rahmen einer Haushaltskonsoli-
dierung, 

c. zur Aufrechterhaltung einer ord-
nungsgemäßen Zahlungsfähigkeit 
bei der kassenführenden Stelle (Li-
quiditätskredit) 

aufgenommen werden dürfen. 2 Genehmi-
gungsvorbehalte bleiben unberührt. 

   

(2) 1 Haushaltsmittel aus Kreditaufnahmen 
nach Absatz 1 Buchstabe a und b dürfen nur 
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insoweit in den Haushalt eingestellt werden, 
als die Zins- und Tilgungsverpflichtungen 
mit der dauernden finanziellen Leistungsfä-
higkeit im Einklang stehen. 2 Dies ist in der 
Regel nur der Fall, wenn die auch in Zukunft 
regelmäßig wiederkehrenden Einnahmen 
die zwangsläufigen Ausgaben und die für 
die Erhaltung (Erneuerung) des Vermögens 
durchschnittlich notwendigen Haushaltsmit-
tel mindestens die zusätzlichen Zins- und 
Tilgungsverpflichtungen übersteigen. 

(3) 1 Ein Kredit nach Absatz 1 Buchstabe c 
darf nur aufgenommen werden, wenn Fi-
nanzmittel der Betriebsmittelrücklage nicht 
ausreichen und Finanzmittel anderer Rück-
lagen nicht in Anspruch genommen werden 
können oder die Inanspruchnahme unwirt-
schaftlich ist. 2 Ein Kredit zur Aufrechterhal-
tung der Liquidität ist im Haushalt nicht zu 
veranschlagen. 

(3) 1 Ein Kredit nach Absatz 1 Buchstabe c 
darf nur aufgenommen werden, wenn Fi-
nanzmittel aus Rücklagen nicht in Anspruch 
genommen werden können oder die Inan-
spruchnahme unwirtschaftlich ist.2 Ein Kre-
dit zur Aufrechterhaltung der Liquidität ist 
im Haushalt nicht zu veranschlagen 

 

  

(4) 1 Die Haushaltsmittel aus Kreditaufnah-
men, die Geldbeschaffungskosten (Disagio) 
sowie die Zinsen und Tilgungsbeträge sind 
bei der dem Verwendungszweck der Kredite 
entsprechenden Gliederung in Höhe der 
Rückzahlungsverpflichtung zu veranschla-
gen (Bruttoprinzip). 2 Zinsen sind im Ergeb-
nishaushalt, Tilgungsbeträge im Investitions- 
und Finanzierungshaushalt zu veranschla-
gen. 
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(5) 1 Die Ermächtigung zur Aufnahme eines 
Kredits nach Absatz 1 Buchstabe a gilt über 
das Haushaltsjahr hinaus bis zur Abwicklung 
des Vorhabens, für das der Kredit bestimmt 
war. 2 Die Ermächtigung zur Aufnahme von 
Krediten nach Absatz 1 Buchstabe c gilt so-
lange, bis das nächste Haushaltsgesetz 
(Haushaltsbeschluss) in Kraft getreten ist. 

   

(6) 1 Zur Sicherung von Kreditforderungen 
sollen keine dinglichen Sicherheiten bestellt 
werden. 2 Vermögen, das ausschließlich 
gottesdienstlichen Zwecken dient, darf nicht 
für Sicherheitsleistungen herangezogen 
werden. 

   

§ 19 
Innere Darlehen 

§ 19 
Innere Darlehen Liquiditätssteuerung 

  

1 Werden Finanzmittel zur Deckung von 
Rücklagen und anderen Passivpositionen für 
den vorgesehenen Zweck einstweilen nicht 
benötigt, können sie vorübergehend als li-
quide Mittel in Anspruch genommen wer-
den (Innere Darlehen), wenn sichergestellt 
ist, dass die Verfügbarkeit im Bedarfsfalle 
nicht beeinträchtigt ist. 2 Die Rückführung 
zur vorgesehenen Zweckbindung und ein 
angemessener Ausgleich entgangener Er-
träge sind festzulegen und ergebnisneutral 
abzubilden. 3 Innere Darlehen sind in der 

1 Die Zahlungsfähigkeit ist durch eine ange-
messene Liquiditätssteuerung jederzeit si-
cherzustellen. 2 Werden Finanzmittel zur 
Deckung von Rücklagen und anderen Pas-
sivpositionen für den vorgesehenen Zweck 
einstweilen nicht benötigt, können sie vo-
rübergehend als liquide Mittel in Anspruch 
genommen werden (Innere Darlehen), 
wenn sichergestellt ist, dass die Verfügbar-
keit im Bedarfsfalle nicht beeinträchtigt 
ist. 2 Die Rückführung zur vorgesehenen 
Zweckbindung und ein angemessener Aus-
gleich entgangener Erträge sind festzulegen 
und ergebnisneutral abzubilden. 3 Innere 
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Anlage zum Haushalt und im Jahresab-
schluss zu erläutern. 

Darlehen sind in der Anlage zum Haushalt 
und im Jahresabschluss zu erläutern. 

§ 23 
Verabschiedung des Haushalts, vorläufige 

Haushaltsführung 

§ 23 
Verabschiedung des Haushalts, vorläufige 

Haushaltsführung 

  

(1) Der Haushalt ist vor Beginn des Haus-
haltsjahres aufzustellen und zu beschließen. 

   

(2) 1 Der Haushalt der Gesamtkirche ist in 
Form eines Kirchengesetzes zu beschließen 
und im Amtsblatt zu veröffentlichen. 2 Die 
übrigen Haushalte sind durch die zuständi-
gen Organe festzustellen und Interessierten 
in geeigneter Weise zugänglich zu ma-
chen. 3 Die Möglichkeiten der Kenntnis-
nahme sind ebenfalls in geeigneter Weise 
bekanntzugeben. 4 Über Einwendungen hat 
das Beschlussorgan bei der nächsten Sitzung 
zu entscheiden. 5 Stellt das Beschlussorgan 
den Haushalt binnen zwei Monaten nach 
der Vorlegung des Entwurfs nicht fest, so 
hat die oder der Vorsitzende den Entwurf 
samt Stellungnahme der Kirchenverwaltung 
zuzuleiten. 

(2) 1 Der Haushalt der Gesamtkirche ist in 
Form eines Kirchengesetzes zu beschließen 
und im Amtsblatt zu veröffentlichen. 2 Die 
übrigen Haushalte sind durch die zuständi-
gen Organe festzustellen und Interessier-
ten in geeigneter Weise zugänglich zu ma-
chen. 3 Die Möglichkeiten der Kenntnis-
nahme sind ebenfalls in geeigneter Weise 
bekanntzugeben. 4 Über Einwendungen 
hat das Beschlussorgan bei der nächsten 
Sitzung zu entscheiden. Stellt das Beschlus-
sorgan den Haushalt binnen zwei Monaten 
nach der Vorlegung des Entwurfs nicht 
fest, so hat die oder der Vorsitzende den 
Entwurf samt Stellungnahme der Kirchen-
verwaltung zuzuleiten. 

  

(3) 1 Sollte der Haushalt ausnahmsweise 
nicht rechtzeitig beschlossen sein, so sind 

1. nur die Haushaltsmittel verfügbar, die 
nötig sind, um 

(3) 1 Sollte der Haushalt ausnahmsweise 
nicht rechtzeitig beschlossen sein, so sind 

1. nur die Haushaltsmittel verfügbar, die 
nötig sind, um 
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a. die bestehenden Einrichtungen in 

geordnetem Gang zu halten, 

b. den gesetzlichen Aufgaben oder 
rechtlichen Verpflichtungen zu ge-
nügen oder 

c. Bauten, Beschaffungen und sonstige 
Leistungen fortzusetzen, für die 
durch den Haushalt des Vorjahres 
bereits Beträge festgesetzt worden 
sind, 

2. die Haushaltsmittel zu erheben, soweit 
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, 

3. Aufnahmen von Krediten zur Aufrecht-
erhaltung der Liquidität nur im Rahmen 
des Vorjahreshaushalts zulässig. 

2 Unberührt bleiben die Erfassung und der 
Nachweis des entstehenden Ressourcenver-
brauchs.  

3 Kredite können umgeschuldet werden. 

a. die bestehenden Einrichtungen in 
geordnetem Gang zu halten, 

b. den gesetzlichen Aufgaben oder 
rechtlichen Verpflichtungen zu ge-
nügen oder 

c. Bauten, Beschaffungen und sons-
tige Leistungen fortzusetzen, für die 
durch den Haushalt des Vorjahres 
bereits Beträge festgesetzt worden 
sind, 

2. die Haushaltsmittel zu erheben, soweit 
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, 

3. Aufnahmen von Krediten zur Aufrecht-
erhaltung der Liquidität nur im Rahmen 
des Vorjahreshaushalts zulässig. 

2 Unberührt bleiben die Erfassung und der 
Nachweis des entstehenden Ressourcen-
verbrauchs. 

3 Kredite können umgeschuldet werden. 

§ 25 
Sonderhaushalte 

§ 25 
Sonderhaushalte 

  

(1) Für nichtrechtsfähige Stiftungen und 
wirtschaftlich tätige Einrichtungen müssen, 
für sonstige kirchliche Einrichtungen ohne 
eigene Rechtspersönlichkeit können geson-
derte Wirtschaftspläne oder Haushalte auf-
gestellt werden. 

(1) Für nichtrechtsfähige Stiftungen und 
wirtschaftlich tätige Einrichtungen müssen, 
für sonstige kirchliche Einrichtungen ohne 
eigene Rechtspersönlichkeit können ge-
sonderte Wirtschaftspläne oder Haushalte 
aufgestellt werden. 
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(2) 1 Sonderhaushalte sind als eigenständige 
Bilanzierungskreise darzustellen, für die ge-
sonderte Jahresabschlüsse aufgestellt wer-
den. 2 Die Pflichtrücklagen werden in der 
Gesamtkirche zentral bilanziert. 3 Im Übri-
gen finden die Vorschriften dieses Gesetzes 
sinngemäße Anwendung. 4 Soweit gesetzli-
che Vorschriften oder Bestimmungen der 
Stifterin oder des Stifters entgegenstehen, 
bleiben diese unberührt. 

Abschnitt 3 
Ausführung des Haushalts 

   

§ 31 
Stellenbewirtschaftung 

   

(1) Eine Planstelle, die als künftig wegfallend 
(kw) bezeichnet ist, darf bei Ausscheiden 
der Stelleninhaberin oder des Stelleninha-
bers nicht mehr besetzt werden. 

 

(1) Planstellen, die als künftig wegfallend 
(kw) bezeichnet sind, sind im Stellenkegel 
unter Angabe der Anzahl entsprechend ih-
rer Zuordnung im Haushalt und der Eingrup-
pierung zu kennzeichnen. Sie dürfen bei 
Ausscheiden der Stelleninhaberin oder des 
Stelleninhabers nicht mehr besetzt werden. 

(1) Planstellen, die als künftig wegfallend 
(kw) bezeichnet sind, sind im Stellenplan 
unter Angabe der Anzahl entsprechend ih-
rer Zuordnung im Haushalt und der Eingrup-
pierung zu kennzeichnen. Sie dürfen bei 
Ausscheiden der Stelleninhaberin oder des 
Stelleninhabers nicht mehr besetzt werden. 

Analog zu § 8 Abs. 1 b) 

(2) Ist eine Planstelle ohne nähere Angabe 
als künftig wegfallend bezeichnet, darf die 
nächste freiwerdende Planstelle derselben 
Besoldungs- oder Entgeltgruppe der glei-
chen Fachrichtung nicht mehr besetzt wer-
den. 

(2) Ist eine Planstelle ohne nähere Angabe 
als künftig wegfallend bezeichnet, darf die 
nächste freiwerdende Planstelle derselben 
Besoldungs- oder Entgeltgruppe der glei-
chen Fachrichtung nicht mehr besetzt wer-
den. 
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(3) Ist eine Planstelle ohne Bestimmung der 
Voraussetzungen als künftig umzuwandeln 
(ku) bezeichnet, gilt die nächste freiwer-
dende Planstelle derselben Besoldungs- 
oder Entgeltgruppe der gleichen Fachrich-
tung im Zeitpunkt ihres Freiwerdens als in 
die Stelle umgewandelt, die in dem Um-
wandlungsvermerk angegeben ist. 

(3) Ist eine Planstelle ohne Bestimmung der 
Voraussetzungen als künftig umzuwandeln 
(ku) bezeichnet, gilt die nächste freiwer-
dende Planstelle derselben Besoldungs- 
oder Entgeltgruppe der gleichen Fachrich-
tung im Zeitpunkt ihres Freiwerdens als in 
die Stelle umgewandelt, die in dem Um-
wandlungsvermerk angegeben ist. 

  

§ 32 
Stundung, Niederschlagung und Erlass von 

Forderungen 

   

(1) Forderungen dürfen nur 

a. gestundet werden, wenn die sofor-
tige Einziehung mit erheblichen Här-
ten für die zahlungspflichtige Per-
son verbunden wäre und der An-
spruch durch die Stundung nicht ge-
fährdet wird, 

b. niedergeschlagen werden, wenn 
feststeht, dass die Einziehung kei-
nen Erfolg haben wird, oder wenn 
die Kosten der Einziehung außer 
Verhältnis zur Höhe des Anspruchs 
stehen, 

c. erlassen werden, wenn die Einzie-
hung nach Lage des einzelnen Falles 
für die zahlungspflichtige Person 
eine besondere Härte bedeuten 
würde. 2 Das Gleiche gilt für die 
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Rückzahlung oder die Anrechnung 
von geleisteten Beträgen. 

(2) 1 Stundung, Niederschlagung und Erlass 
sind von den hierfür zuständigen Stellen der 
kassenführenden Stelle unverzüglich, Stun-
dung und Erlass mindestens gleichzeitig mit 
der Benachrichtigung des Zahlungspflichti-
gen schriftlich mitzuteilen. 2 Mit der Stun-
dung ist zugleich zu entscheiden, ob Stun-
dungszinsen erhoben werden. 

   

(3) 1 Erlassene und niedergeschlagene Pos-
ten sind in Verzeichnissen nachzuwei-
sen. 2 Die kassenführende Stelle versieht 
die Verzeichnisse mit der Bescheinigung, 
dass die aufgeführten Beträge nicht einge-
gangen sind. 

(3) 1 Erlassene und niedergeschlagene Pos-
ten sind in Verzeichnissen nachzuwei-
sen. 2 Die kassenführende Stelle versieht 
die Verzeichnisse mit der Bescheinigung, 
dass die aufgeführten Beträge nicht einge-
gangen sind. 

  

(4) Andere Regelungen in Rechtsvorschrif-
ten bleiben unberührt 

   

§ 33 
Vorläufige und durchlaufende Rechnungs-

vorgänge 

   

(1) Eine Auszahlung soll als sonstige Forde-
rung und eine Einzahlung als sonstige Ver-
bindlichkeit gebucht werden, wenn die Zu-
ordnung zum Haushalt noch nicht möglich 
ist. 

(1) Eine Auszahlung soll als sonstige Forde-
rung und eine Einzahlung als sonstige Ver-
bindlichkeit gebucht werden, wenn die Zu-
ordnung zu einem Rechtsträger oder Ge-
schäftsvorfall noch nicht möglich ist. 
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(2) Irrtümlich eingehende oder zur Weiter-
leitung an Dritte bestimmte Einzahlungen 
sind als Verbindlichkeit auszuweisen. 

   

(3) Die Finanzbuchhaltung hat die umge-
hende Abwicklung zu veranlassen. 

   

§ 34 
Anordnungen 

   

(1) 1 Die Haushaltsausführung erfolgt auf 
der Grundlage von Anordnungen. 2 Anord-
nungen umfassen auch zugehörige Zah-
lungsvorgänge unabhängig von deren Zeit-
punkten. 3 Sie sind schriftlich oder in elekt-
ronischer Form als Einzel-, Sammel- oder 
Daueranordnungen zu erteilen. 4 Unterla-
gen, die Anordnungen begründen, sollen im 
Original oder in elektronischer Form beige-
fügt werden. 5 Anordnungen müssen min-
destens enthalten: 

1. die anordnende Stelle, 
2. Grund, Höhe, Zeitraum und Fällig-

keit sowie Berechnungsgrundlage 
für Zahlung oder Buchung, 

3. die zahlungspflichtige/empfangsbe-
rechtigte Person,  

4. das Abrechnungsobjekt, d. h. die 
Kostenstelle und ggf. den Kostenträ-
ger, 

5. Angaben zur steuerlichen Buchung, 
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6. die Feststellungsvermerke zur sach-

lichen und rechnerischen sowie bei 
Bedarf zur fachtechnischen Richtig-
keit, 

7. ggf. einen Vermerk über die Aktivie-
rung von Anlagegütern, 

8. das Datum der Anordnung, 
9. die Unterschriften der Anordnungs-

berechtigten. 

(2) 1 Wird die elektronische Form gewählt, 
ist das von der Kirchenleitung freigegebene 
IT-Verfahren anzuwenden. 2 Die Kirchenlei-
tung kann kirchliche Körperschaften zur 
Verwendung der elektronischen Form ver-
pflichten. 

   

(3) Bei der Übertragung in elektronische Do-
kumente ist nach dem Stand der Technik si-
cherzustellen, dass die elektronischen Doku-
mente mit den Papierdokumenten bildlich 
und inhaltlich übereinstimmen, wenn sie 
lesbar gemacht werden. 

   

(4) Die Anordnungsbefugnis und die Feststel-
lungsbefugnis sind wie folgt geregelt: 

1. 1 Für die Kirchengemeinden, kirchli-
chen Verbände, Dekanate, Regio-
nalverwaltungsverbände und sonsti-
gen der Aufsicht der Kirchenleitung 
unterstehenden Einrichtungen liegt 
die Anordnungsbefugnis bei der 
vorsitzenden Person des jeweiligen 

(4) Die Anordnungsbefugnis und die Fest-
stellungsbefugnis sind wie folgt geregelt: 

1. 1 Für die Kirchengemeinden, kirchli-
chen Verbände, Dekanate, Regio-
nalverwaltungsverbände und sons-
tigen der Aufsicht der Kirchenlei-
tung unterstehenden Einrichtungen 
liegt die Anordnungsbefugnis bei 
der vorsitzenden Person des 

(4) Die Anordnungsbefugnis und die Fest-
stellungsbefugnis sind wie folgt geregelt: 

1. 1 Für die Kirchengemeinden, kirchli-
chen Verbände, Dekanate und sons-
tigen der Aufsicht der Kirchenlei-
tung unterstehenden Einrichtungen 
liegt die Anordnungsbefugnis bei 
der vorsitzenden Person des jeweili-
gen Vertretungsorgans; im Falle 

Änderungsbitte der Kirchenleitung zu § 
34 Abs. 4 Nr. 1 KHO aufgrund des Be-
schlusses vom 27.8.2026 zu TOP 05 B  
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Vertretungsorgans; im Falle ihrer 
Verhinderung oder der Ausgabe an 
sie selbst liegt sie bei ihrer Stellver-
tretung. 2 Das zuständige Vertre-
tungsorgan kann durch Beschluss 
die Anordnungsbefugnis auf andere 
geeignete Personen innerhalb ihres 
Verantwortungsbereichs durch 
Dienstanweisung übertragen. 

2. 1 Die Richtigkeit darf nicht von der 
gleichen Person festgestellt werden, 
die die Anordnung unterzeich-
net. 2 Die Feststellungsbefugnis für 
die sachliche und rechnerische Rich-
tigkeit liegt bei den Mitgliedern des 
jeweiligen Vertretungsorgans. 3 Das 
zuständige Vertretungsorgan kann 
die Feststellungbefugnis auf andere 
geeignete Personen übertra-
gen. 4 Soweit besondere Fachkennt-
nisse zur Prüfung erforderlich sind, 
ist darüber hinaus die fachtechni-
sche Richtigkeit von einer geeigne-
ten fachkundigen Person festzustel-
len. 

3. Die Anordnungsbefugnis und die 
Feststellungsbefugnis für den ge-
samtkirchlichen Haushalt ein-
schließlich dazugehöriger Zweckver-
mögen regelt die Kirchenleitung. 

jeweiligen Vertretungsorgans; im 
Falle ihrer Verhinderung oder der 
Ausgabe an sie selbst liegt sie bei 
ihrer Stellvertretung.  2 Das zustän-
dige Vertretungsorgan kann durch 
Beschluss die Anordnungsbefugnis 
auf andere geeignete Personen in-
nerhalb ihres Verantwortungsbe-
reichs durch Dienstanweisung über-
tragen. Darüber hinaus sind von der 
Gesamtkirche angestellte Verwal-
tungsleitungen für Dekanate und 
Kirchengemeinden ihres Einsatzbe-
reichs anordnungsbefugt. 

 

ihrer Verhinderung oder der Aus-
gabe an sie selbst liegt sie bei ihrer 
Stellvertretung. 2 Darüber hinaus 
sind von der Gesamtkirche ange-
stellte Verwaltungsleitungen für De-
kanate und Kirchengemeinden ihres 
Einsatzbereichs anordnungsbefugt. 
Diese sollen das Anordnungsrecht 
der Vertretungsorgane nach Satz 1 
vollumfänglich wahrnehmen. 3 Das 
zuständige Vertretungsorgan kann 
durch Beschluss die Anordnungsbe-
fugnis auf andere geeignete Perso-
nen innerhalb ihres Verantwor-
tungsbereichs durch Dienstanwei-
sung übertragen, sofern dies nicht 
in den Verantwortungsbereich einer 
Verwaltungsleitung fällt. 
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(5) 1 Anordnungsberechtigte dürfen keine 
Anordnungen erteilen, die auf sie oder ihre 
Ehegatten oder Lebenspartner lauten. 2 Das 
Gleiche gilt für Personen, die mit den An-
ordnungsberechtigten bis zum 3. Grad ver-
wandt, bis zum 2. Grad verschwägert sind 
oder die mit den Anordnungsberechtigten 
in häuslicher Gemeinschaft leben. 

 

   

(6) Wer Anordnungen erteilt, darf an Zah-
lungen nicht beteiligt sein, Buchungen nicht 
ausführen und Stammdaten in der Finanz-
buchhaltung nicht pflegen. 

(6a) Die Absätze 5 und 6 geltend entspre-
chend für Personen, die die sachliche und 
rechnerische oder fachtechnische Richtig-
keit feststellen. 

(6) Wer Anordnungen erteilt, darf an Zah-
lungen nicht beteiligt sein, Buchungen nicht 
ausführen und Stammdaten in der Finanz-
buchhaltung nicht pflegen. Unberührt da-
von bleibt die Möglichkeit, in von der Kir-
chenverwaltung festgelegten Fällen Anord-
nungen zu erteilen, die in einem automati-
sierten Verfahren verbucht werden. 

  

(7) 1 Eine Anordnung zu Lasten des Haus-
halts darf nur erteilt werden, wenn Mittel 
haushaltsrechtlich zur Verfügung ste-
hen. 2 § 27 bleibt unberührt. 

   

(8) Die Finanzbuchhaltung kann durch allge-
meine Anordnungen mit der Buchung und 
Zahlung von Haushaltsmitteln beauftragt 
werden, auch jahresübergreifend. 

   

(9) Die Erträge und Aufwendungen sowie 
die mit Investitionen und deren Finanzie-
rung verbundenen Haushaltsmittel sind in 
voller Höhe und getrennt voneinander 
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anzuordnen; sie dürfen nicht vorweg gegen-
einander aufgerechnet werden (Saldie-
rungsverbot). 

(10) Durch eine Aktivierung von Sachanlage-
gütern gelten die daraus resultierenden 
planmäßigen Abschreibungen und ggf. die 
zugehörigen Auflösungen des Sonderpos-
tens für erhaltene Investitionszuschüsse als 
angeordnet. 

   

(11) Ohne Anordnung dürfen abgewickelt 
werden: 

a. Vorläufige und durchlaufende Rech-
nungsvorgänge, 

b. Verteilung von Kosten und Erlösen 
in der Kosten- und Leistungsrech-
nung, 

c. Bildung und Auflösung von Rech-
nungsabgrenzungen, 

d. Berichtigungen von fehlerhaften Bu-
chungen, sofern für diese Fälle eine 
ordnungsgemäße Anordnung vorge-
legen hat, der Fehler jedoch in der 
Finanzbuchhaltung entstanden ist, 

e. Berichtigungen geringfügiger Zah-
lungs- oder Buchungsdifferenzen, 
näher geregelt durch die Dienstan-
weisung nach § 43, 

f. Abschluss der Ergebniskonten, 
g. betragsgleiche Überträge zwischen 

Kassenbestand und Guthaben bei 
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Kreditinstituten sowie zwischen ver-
schiedenen Guthaben. 

(12) 1 Hat die Finanzbuchhaltung gegen 
Form oder Inhalt einer Anordnung begrün-
dete Bedenken, so hat sie diese der anord-
nenden Stelle schriftlich mitzuteilen. 2 Wer-
den die Bedenken zurückgewiesen, so hat 
dies gleichfalls schriftlich zu erfolgen. 3 Die 
Finanzbuchhaltung kann den Vorgang der 
Kirchenverwaltung zur Entscheidung vorle-
gen. 4 Der Schriftwechsel soll der Anord-
nung beigefügt werden. 

(12) 1 Hat die Finanzbuchhaltung gegen 
Form oder Inhalt einer Anordnung begrün-
dete Bedenken, so hat sie diese der anord-
nenden Stelle in Textform mitzuteilen und 
die Ausführung auszusetzen. 2 Werden die 
Bedenken zurückgewiesen, entscheidet die 
Kirchenverwaltung über die Ausführung.  

  

(13) Entspricht eine Anordnung nicht der 
Haushaltssystematik, ist die Finanzbuchhal-
tung berechtigt, die Richtigstellung vorzu-
nehmen; die anordnende Stelle ist zu infor-
mieren. 

   

  (14) Soweit Verwaltungsleitungen die An-
ordnungsbefugnis nach Absatz 4 Nummer 1 
Satz 2 wahrnehmen, haben die nach Satz 1 
anordnungsbefugten Personen die erteilten 
Anordnungen regelmäßig in angemessenem 
Umfang stichprobenartig zu prüfen und das 
Ergebnis der Prüfung zu dokumentieren. 

Die Regelung dient der Wahrung der Inte-
ressentrennung bei der Wahrnehmung der 
Anordnungsbefugnis durch die Verwal-
tungsleitungen. Durch regelmäßige, doku-
mentierte Stichprobenprüfungen wird das 
Vier-Augen-Prinzip zumindest nachgela-
gert gewährleistet. 
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Abschnitt 4 
Rechnungswesen und Kassenführung 

   

§ 36 
Aufgaben und Organisation, Einbindung 

Dritter 

   

(1) Das Rechnungswesen und die Kassenfüh-
rung haben 

a. die erforderlichen Informationen 
für die Haushaltsplanung und den 
Haushaltsvollzug bereitzustellen, 

b. die Aufstellung des Jahresabschlus-
ses und die Durchführung des Plan-
vergleichs zu ermöglichen und 

c. die Überprüfbarkeit des Umgangs 
mit kirchlichen Mitteln im Hinblick 
auf Rechtmäßigkeit, Wirtschaftlich-
keit, Sparsamkeit und Nachhaltig-
keit zu gewährleisten. 

   

(2) 1 Die Finanzbuchhaltung ist zentral ein-
zurichten. 2 Sie hat den gesamten Zahlungs-
verkehr abzuwickeln und die Kassenführung 
wahrzunehmen, die Buchungen vorzuneh-
men, die Rechnungsbelege ordnungsgemäß 
abzulegen und die Rechnungslegung vorzu-
bereiten. 

 

   

(3) Weitere Finanzbuchhaltungen dürfen 
nur eingerichtet werden, wenn ein 
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unabweisbarer Bedarf besteht bzw. wenn es 
aus wirtschaftlichen Gründen geboten er-
scheint. 

(4) Die Aufgaben der Finanzbuchhaltung 
mehrerer Körperschaften sollen einer ge-
meinsamen Verwaltung übertragen werden. 

aufgehoben   

(5) 1 Im Ausnahmefall ist es zulässig, die 
Aufgaben mit Zustimmung der Aufsicht über 
die Finanzbuchhaltung ganz oder teilweise 
an Dritte zu übertragen. 2 Dabei muss ins-
besondere sichergestellt sein, dass 

a. die geltenden Vorschriften beach-
tet, 

b. den für die Prüfung zuständigen 
Stellen ausreichende Prüfungsmög-
lichkeiten auch hinsichtlich des Ein-
satzes automatisierter Verfahren 
gewährt werden und 

c. die betraute Stelle im Falle eines 
Verschuldens gegenüber der auf-
traggebenden Stelle oder Dritten 
für Schäden haftet. 

   

(6) Die Aufsicht über die Finanzbuchhaltung 
muss gewährleistet sein. 

   

(7) Aufgaben der Finanzbuchhaltung Dritter 
dürfen mit Zustimmung der Aufsicht über 
die Finanzbuchhaltung nur übernommen 
werden, wenn gewährleistet ist, dass 

a. diese separat geführt werden, 

   

PDF-Seite 030



Drucksache Nr. 63/26 G 

 

Geltendes Recht Text der Drucksache 30/26 G Änderungsvorschläge 2. Lesung Anmerkungen zur 2. Lesung 
b. diese im Bedarfsfall in die Rech-

nungsprüfung einbezogen werden 
können, 

c. die ordnungsgemäße und terminge-
rechte Erledigung der eigenen Auf-
gaben nicht beeinträchtigt wird. 

§ 37 
Handkassen, Handvorschüsse, Zahlstellen 

§ 37 
Handkassen, Handvorschüsse, Zahlstellen 

  

(1) Zur Leistung kleinerer Auszahlungen und 
zur Vereinnahmung durch die Kirchenlei-
tung festzulegender Einzahlungen können 
Handkassen eingerichtet werden, die regel-
mäßig abzurechnen sind. 

(1) Zur Leistung kleinerer Auszahlungen und 
zur Vereinnahmung durch die Kirchenlei-
tung festzulegender Einzahlungen können 
Handkassen eingerichtet werden, die regel-
mäßig abzurechnen sind. 

  

(2) Zur Leistung kleinerer Auszahlungen 
können Handvorschüsse bewilligt werden, 
die zeitnah abzurechnen sind. 

(2) Zur Leistung kleinerer Auszahlungen 
können Handvorschüsse bewilligt werden, 
die zeitnah abzurechnen sind. 

  

(3) 1 In Ausnahmefällen können Zahlstellen 
als Teil der Finanzbuchhaltung eingerichtet 
werden. 2 Diese buchen die Zahlungsvor-
gänge in zeitlicher Ordnung und sollen mo-
natlich abrechnen. 

(3) 1 In Ausnahmefällen können Zahlstellen 
als Teil der Finanzbuchhaltung eingerichtet 
werden. 2 Diese buchen die Zahlungsvor-
gänge in zeitlicher Ordnung und sollen mo-
natlich abrechnen. 

  

§ 41 
Zahlungen 

   

(1) 1 Auszahlungen sind unverzüglich oder 
zu dem in der Anordnung bestimmten Zeit-
punkt zu leisten und vorrangig bargeldlos zu 
bewirken. 2 Auszahlungen sollen unter 
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Berücksichtigung von Skonti bis zum Fällig-
keitszeitpunkt bewirkt werden. 

(2) 1 Einzahlungen sind regelmäßig nur auf-
grund einer Anordnung anzunehmen. 2 Bei 
Geldeingängen ohne Anordnung ist diese 
sofort zu beantragen. 

(2) Eindeutig zuordenbare Zahlungen kön-
nen ohne Anordnung angenommen und 
verbucht werden.2  Im Übrigen sind Einzah-
lungen regelmäßig nur aufgrund einer An-
ordnung anzunehmen, die erforderlichen-
falls sofort anzufordern ist. 

(2) Eindeutig zuordenbare Einzahlungen 
Zahlungen können ohne Anordnung ange-
nommen und verbucht werden.2  Im Übri-
gen sind Einzahlungen regelmäßig nur auf-
grund einer Anordnung anzunehmen, die 
erforderlichenfalls sofort anzufordern ist. 

Redaktionelle Anpassung, der Regelungs-
inhalt bezieht sich auf Einzahlungen. 

(3) 1 Forderungen und sonstige Vermögens-
gegenstände sind zum Zeitpunkt der Fällig-
keit einzuziehen. 2 Ist keine Frist gesetzt, 
sind sie sobald wie möglich einzuziehen. 

   

(4) SEPA-Lastschrift-Mandate dürfen nur 
durch die Finanzbuchhaltung erteilt werden. 

(4) Über die Zulässigkeit der Erteilung von 
SEPA-Mandaten entscheidet, soweit dies 
nicht durch Gesetz oder Rechtsverordnung 
bestimmt ist, die Kirchenverwaltung. 

  

(5) 1 Die Finanzbuchhaltung hat bei jeder 
Barzahlung der einzahlenden Person eine 
Quittung zu erteilen bzw. von der emp-
fangsberechtigten Person eine Quittung zu 
verlangen. 2 Die anordnende Stelle kann für 
bestimmte Fälle den Nachweis der Zahlung 
in anderer Form zulassen. 3 Der gewählte 
Zahlweg ist zu bescheinigen. 

   

(6) Die Quittung, die bei der Übergabe von 
Zahlungsmitteln von der empfangsberech-
tigten Person zu verlangen ist, ist unmittel-
bar auf der Anordnung anzubringen oder ihr 
beizufügen. 
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(7) 1 Werden die Überweisungen im auto-
matisierten Verfahren abgewickelt, sind die 
einzelnen Zahlungen in einer Liste zusam-
menzustellen. 2 Die Übereinstimmung der 
Liste mit den Anordnungen ist mindestens 
stichprobenweise zu prüfen und zu beschei-
nigen. 

   

§ 48 
Zwischenauswertungen 

§ 48 
Internes Kontrollsystem 

  

Auswertungen für Steuerungs- und Überwa-
chungszwecke sollen regelmäßig durchge-
führt werden, das Nähere regelt die Kir-
chenverwaltung. 

Auswertungen für Steuerungs- und Über-
wachungszwecke sollen regelmäßig durch-
geführt werden. Nähere regelt die Kirchen-
verwaltung. 

  

§ 50 
Jahresabschluss5 

§ 50 
Jahresabschluss5 

  

(1) 1 Der Jahresabschluss umfasst die Ergeb-
nisrechnung, die Investitions- und Finanzie-
rungsrechnung, die Kapitalflussrechnung, 
die Bilanz und den Anhang. 2 Der Jahresab-
schluss hat unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Haushaltsausführung sowie der 
Vermögens-, Finanz- und Ergebnislage zu 
vermitteln. 3 Bei Kirchengemeinden, Deka-
naten und Verbänden einschließlich Regio-
nalverwaltungsverbänden sowie bei Sonder-
haushalten nach § 25 kann von der Erstel-
lung der Kapitalflussrechnung und, soweit 

(1) 1 Der Jahresabschluss umfasst die Er-
gebnisrechnung, die Investitions- und Fi-
nanzierungsrechnung, die Kapitalflussrech-
nung, die Bilanz und den Anhang. 2 Der Jah-
resabschluss hat unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Haushaltsausführung 
sowie der Vermögens-, Finanz- und Ergeb-
nislage zu vermitteln. 3 Bei Kirchengemein-
den, Dekanaten und Verbänden einschließ-
lich Regionalverwaltungsverbänden sowie 
bei Sonderhaushalten nach § 25 mit Aus-
nahme von Sonderhaushalten von 

(1) 1 Der Jahresabschluss umfasst die Ergeb-
nisrechnung, die Investitions- und Finanzie-
rungsrechnung, die Kapitalflussrechnung, 
die Bilanz und den Anhang. 2 Der Jahresab-
schluss hat unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Haushaltsausführung sowie der 
Vermögens-, Finanz- und Ergebnislage zu 
vermitteln. 3 Bei Kirchengemeinden, Deka-
naten und Verbänden einschließlich Regio-
nalverwaltungsverbänden sowie bei Sonder-
haushalten nach § 25 mit Ausnahme von 
Sonderhaushalten von Einrichtungen der 
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kein Bedarf besteht, der Investitions- und Fi-
nanzierungsrechnung abgesehen werden. 

Einrichtungen der Gesamtkirche kann von 
der Erstellung der Kapitalflussrechnung, 
und, soweit kein Bedarf besteht, der Inves-
titions- und Finanzierungsrechnung abgese-
hen werden. Zudem können anstelle des 
Anhangs die Übersichten nach § 54 beige-
fügt werden. 

Gesamtkirche kann von der Erstellung der 
Kapitalflussrechnung, und, soweit kein Be-
darf besteht, der Investitions- und Finanzie-
rungsrechnung sowie des Anhangs abgese-
hen werden. Zudem können anstelle des 
Anhangs die Übersichten nach § 54 beige-
fügt werden. Dem Jahresabschluss sind die 
Übersichten nach § 54 beizufügen. 

 
 
Es wird eine einheitliche Regelung ohne 
Ermessen für die Ausgestaltung der Jah-
resabschlüsse von Kirchengemeinden, 
Dekanaten und Verbänden geschaffen, 
die eine deutliche Verwaltungsvereinfa-
chung unter Verzicht auf den Anhang be-
deutet. 

(2) 1 Im Jahresabschluss sind alle Haushalts-
mittel der Ergebnisrechnung sowie der In-
vestitions- und Finanzierungsrechnung nach 
der Ordnung des Haushalts darzustel-
len. 2 Zum Vergleich sind die Ansätze aufzu-
führen und die Abweichungen auszuweisen. 

   

(3) 1 Für die Aufstellung der Ergebnisrech-
nung und der Bilanz ist die vorgeschriebene 
Gliederung zu beachten. 2 Weitere Unter-
gliederungen sind zulässig. 3 Die Form der 
Darstellung, insbesondere die Gliederung 
der aufeinander folgenden Ergebnisrech-
nungen, Investitions- und Finanzierungs-
rechnungen und Bilanzen ist beizubehalten, 
soweit nicht in Ausnahmefällen wegen be-
sonderer Umstände Abweichungen erfor-
derlich sind. 4 Die Abweichungen sind zu er-
läutern. 

(3) Die Gliederung und Darstellungsform 
der Bilanz und der Ergebnisrechnung wird 
durch Rechtsverordnung nach § 86 festge-
legt. 

  

(4) Gemäß der Untergliederung des Haus-
haltes sind Teilergebnisrechnungen und 
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Teilinvestitions- und Finanzierungsrechnun-
gen zu bilden, soweit dies zweckmäßig ist. 

(5) Der Jahresabschluss ist spätestens bis 
zum 30. April des Folgejahres aufzustellen 
und zum 31. Juli festzustellen. Sofern der 
Jahresabschluss einer Prüfung durch das 
Rechnungsprüfungsamt der Evangelischen 
Kirche in Hessen und Nassau unterliegt, er-
folgt, abweichend von Satz 1, die Feststel-
lung unverzüglich nach Abschluss der Prü-
fung. 

   

(6) Die Abschlüsse und Nachweise sind von 
der die Finanzbuchhaltung führenden Stelle 
sowie von dem vorsitzenden Mitglied des 
Vertretungsorgans, bei der Gesamtkirche 
von der Leiterin oder dem Leiter der Kir-
chenverwaltung zu unterzeichnen. 

   

§ 51 
Ergebnisrechnung, Investitions- und  

Finanzierungsrechnung 

   

(1) 1 Der Ergebnishaushalt wird mit der Er-
gebnisrechnung abgeschlossen. 2 In ihr sind 
die dem Haushaltsjahr zuzurechnenden Er-
träge und Aufwendungen auszuweisen und 
daraus das Jahresergebnis zu ermitteln. 
3 Erträge und Aufwendungen dürfen nicht 
miteinander verrechnet werden. 4 Zufüh-
rungen zu und Entnahmen aus Rücklagen 
sind in der Ergebnisrechnung nach dem 
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Posten „Jahresüberschuss / Jahresfehlbe-
trag“ nachzuweisen. 5 Die Ergebnisrech-
nung schließt mit dem Bilanzergebnis ab. 

(2) 1 Die Ergebnisrechnung ist in Staffelform 
aufzustellen. 2 Ihre Darstellung richtet sich 
nach den von der Evangelischen Kirche in 
Deutschland festgelegten Grundlagen zur 
Haushaltssystematik unter Berücksichtigung 
des Sachkontenrahmens nach § 9 Absatz 3. 

(2) 1 Die Ergebnisrechnung ist in Staffelform 
aufzustellen. 2 Ihre Darstellung orientiert 
sich an den von der Evangelischen Kirche in 
Deutschland festgelegten Grundlagen zur 
Haushaltssystematik unter Berücksichtigung 
des Sachkontenrahmens nach § 9 Absatz 3. 

  

(3) 1 Der Investitions- und Finanzierungs-
haushalt wird mit der Investitions- und Fi-
nanzierungsrechnung abgeschlossen. 2 In 
ihr sind die dem Haushaltsjahr zuzurechnen-
den Zu- und Abgänge der mit der Investiti-
ons- und Finanzierungstätigkeit verbunde-
nen Haushaltsmittel zu erfassen. 

   

(4) 1 Den Positionen der Ergebnisrechnung 
sowie der Investitions- und Finanzierungs-
rechnung sind die fortgeschriebenen Plana-
nsätze des Haushaltsjahres gegenüberzu-
stellen. 2 Abweichungen (Plan-/Ist-Verglei-
che) sind auszuweisen. 

   

(5) Das Bilanzergebnis der Ergebnisrech-
nung ist in der Bilanz im Reinvermögen aus-
zuweisen und soll dem zuständigen Be-
schlussorgan zur Entscheidung über die Ver-
wendung bzw. Deckung vorgelegt werden. 

(5) Das Bilanzergebnis der Ergebnisrech-
nung ist in der Bilanz im Reinvermögen aus-
zuweisen und auf neue Rechnung vorzutra-
gen. Bei Bedarf ist über die Verwendung 
bzw. Deckung zu entscheiden. 
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§ 54 
Anlagen zum Anhang 

   

(1) Als Anlagen sind dem Anhang insbeson-
dere beizufügen: 

a. das Vorprüfungs- und Abnahmepro-
tokoll gemäß § 83, 

b. Übersichten über die Finanzanlagen 
und liquiden Mittel, einschließlich 
des Nachweises der Bestände, zum 
Ende des Haushaltsjahres, 

c. Übersichten über die Forderungen 
und Verbindlichkeiten, 

d. die Belege, ggf. in digitaler Form, 
e. Übersichten über die Rücklagen, 

über die Rückstellungen sowie über 
die Sonderposten, 

f. der Anlagenspiegel, 
g. Übersichten über erhebliche Abwei-

chungen von den Ermächtigungs-
größen mit Erläuterungen. 

(1) Als Anlagen sind dem Anhang insbeson-
dere beizufügen: 

a. Übersichten über die Finanzanla-
gen, 

b. Übersichten über die Forderungen 
und Verbindlichkeiten, 

c. Übersichten über die Rücklagen, 
d. Übersichten über die Rückstellun-

gen, 
e. Übersichten über die Sonderposten, 
f. der Anlagenspiegel, 
g. Übersichten über erhebliche Abwei-

chungen von den Ermächtigungs-
größen mit Erläuterungen. 

Wenn auf den Anhang verzichtet wird, sind 
die Übersichten der Buchstaben a, c, e und f 
dennoch beizufügen. 

  

(2) 1 In den Übersichten zu Absatz 1 Buch-
stabe c sind der jeweilige Gesamtbetrag zu 
Beginn und zum Ende des Haushaltsjahres 
sowie Wertberichtigungen anzugeben. 2 In 
den Übersichten zu Absatz 1 Buchstabe e 
sind der jeweilige Stand zu Beginn und zum 
Ende des Haushaltsjahres sowie die Zu- und 
Abgänge darzustellen. 

(2) 1 In den Übersichten zu Absatz 1 Buch-
stabe c sind der jeweilige Gesamtbetrag zu 
Beginn und zum Ende des Haushaltsjahres 
sowie Wertberichtigungen anzugeben. 2 In 
den Übersichten zu Absatz 1 Buchstabe b 
bis d sind der jeweilige Stand zu Beginn und 
zum Ende des Haushaltsjahres sowie die Zu- 
und Abgänge darzustellen. 
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(3) Im Anlagenspiegel sind der Stand des 
Anlagevermögens zu Beginn und zum Ende 
des Haushaltsjahres, die Zu- und Abgänge, 
Umbuchungen sowie die Zuschreibungen 
und Abschreibungen darzustellen. 

   

§ 55 
Aufbewahrungsfristen 

   

(1) 1 Die Haushalte, die erstmalige Eröff-
nungsbilanz, die Jahresabschlüsse, die 
Grund- und Hauptbücher sind dauernd, 
sonstige Bücher und die Belege mindestens 
zehn Jahre aufzubewahren. 2 Die Fristen 
laufen vom Tage der Entlastung an. 

(1) Die Aufbewahrungsfristen regelt die Kas-
sationsordnung. 

 

 

 

  

(2) Die Aufbewahrung kann auch auf Bildträ-
gern oder anderen Datenträgern erfolgen, 
wenn die Übereinstimmung mit den Ur-
schriften und die Lesbarkeit gesichert sind. 

   

(3) Die zu beachtenden rechtlichen Fristen 
Dritter bleiben unberührt. 

   

Abschnitt 5 
Vermögen und Schulden: Grundsätze, An-

satz und Bewertung 

   

§ 57 
Vermögen 

   

(1) 1 Das kirchliche Vermögen ist die Ge-
samtheit aller Sachen, Rechte und 

(1) 1 Das kirchliche Vermögen ist die Ge-
samtheit aller Sachen, Rechte und 
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Ansprüche einer kirchlichen Körperschaft. 
2 Es besteht aus Kirchenvermögen, Pfarrei-
vermögen und sonstigem Zweckvermögen. 
3 Das Kirchenvermögen dient den allgemei-
nen kirchlichen Bedürfnissen, das Pfarrei-
vermögen der Pfarrbesoldung und -versor-
gung, die sonstigen Zweckvermögen den 
Zwecken, denen sie gewidmet sind. 

Ansprüche einer kirchlichen Körper-
schaft. 2 Es besteht aus Kirchenvermögen, 
Pfarreivermögen und sonstigem Zweckver-
mögen. 3 Das Kirchenvermögen dient den 
allgemeinen kirchlichen Bedürfnissen, das 
Pfarreivermögen der Pfarrbesoldung und -
versorgung, die sonstigen Zweckvermögen 
den Zwecken, denen sie gewidmet sind. 

(2) Vermögensgegenstände sollen nur er-
worben werden, soweit sie zur Erfüllung der 
kirchlichen Aufgaben erforderlich sind. 

   

(3) 1 Das Vermögen ist wirtschaftlich und im 
Einklang mit dem kirchlichen Auftrag zu ver-
walten. 2 Es ist in seinem Bestand und Wert 
grundsätzlich zu erhalten. 3 Der mit seiner 
Nutzung verbundene Ressourcenverbrauch 
soll erwirtschaftet werden. 

   

(4) Bei Wechsel der verantwortlichen Perso-
nen ist eine ordnungsgemäße Übergabe in-
klusive Anfertigung eines Übergabeproto-
kolls sicherzustellen. 

   

(5) 1 Vermögen darf nur veräußert werden, 
wenn es zur Erfüllung der Aufgaben künftig 
nicht benötigt wird oder eine Veräußerung 
aus wirtschaftlichen Gründen geboten ist. 
2 Vermögen darf nur gegen einen seinem 
Wert entsprechenden Preis veräußert wer-
den. 

(5) 1 Vermögen darf nur veräußert werden, 
wenn es zur Erfüllung der Aufgaben künftig 
nicht benötigt wird oder eine Veräußerung 
aus wirtschaftlichen Gründen geboten 
ist. 2 Vermögen darf nur gegen einen sei-
nem Wert entsprechenden Preis veräußert 
werden. 
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(6) 1 Steuern und öffentliche Abgaben so-
wie alle Ausgaben, die eine Verbesserung 
oder Steigerung der Ertragsfähigkeit des 
Pfarreivermögens zum Ziel haben, werden 
aus dessen Erträgnissen finanziert; laufende 
Ausgaben der Verwaltung des Pfarreivermö-
gens gehen zu Lasten des Kirchenvermö-
gens. 2 Die Bestimmungen über die treu-
händerische Verwaltung des Pfarreivermö-
gens in der Evangelischen Kirche in Hessen 
und Nassau bleiben unberührt. 

   

(7) 1 Pfarrhäuser mit Zubehör sind in der 
Regel Bestandteil des Pfarreivermögens. 
2 Ihre Bau- und Unterhaltungskosten sowie 
sämtliche darauf ruhende Lasten und Abga-
ben werden aus Erträgnissen des Kirchen-
vermögens getragen. 3 Leistungsverpflich-
tungen Dritter (bürgerliche Gemeinden, 
Staat, Patrone usw.) bleiben unberührt. 

   

(8) Die Erfassung und Abrechnung des Pfar-
reivermögens wird durch die Kirchenleitung 
geregelt. 

   

§ 58 
Bewirtschaftung des Vermögens 

   

Die wirtschaftliche Verwaltung des kirchli-
chen Vermögens umfasst insbesondere fol-
gende Verpflichtungen: 

Die wirtschaftliche Verwaltung des kirchli-
chen Vermögens umfasst insbesondere fol-
gende Verpflichtungen: 
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1. Grundstücke, die nicht unmittelbar 

kirchlich genutzt werden, sind zu 
vermieten oder zu verpachten. 

2. Früchte und Nutzungen aus kirchli-
chen Vermögensgegenständen dür-
fen Dritten grundsätzlich nur gegen 
angemessenes Entgelt überlassen 
werden. 

3. 1 Auf Gesetz, Vertrag und Herkom-
men beruhende Nutzungen und 
Rechte sind zu erhalten und wahr-
zunehmen. 2 Die Ablösung und Um-
wandlung von Rechten darf nur er-
folgen, wenn daran ein besonderes 
Interesse oder eine Verpflichtung 
hierzu besteht. 3 Die Ablösung ist 
nur gegen einen der Nutzung oder 
dem Recht entsprechenden Wert 
zulässig. 4 Die wirtschaftliche Ver-
waltung der Nutzungen und Rechte 
ist zu gewährleisten. 

4. 1 Zuwendungen von Todes wegen 
und Schenkungen dürfen nur ange-
nommen werden, wenn in ihrer 
Zweckbestimmung nichts enthalten 
ist, was dem Auftrag der Kirche wi-
derspricht. 2 Sie sind auszuschlagen, 
wenn mit ihnen Belastungen ver-
bunden sind, die dem Wert der Zu-
wendung oder Schenkung nicht ent-
sprechen. 3 Für die Verwendung der 

1. Grundstücke, die nicht unmittelbar 
kirchlich genutzt werden, sind zu 
vermieten oder zu verpachten. 

2. Früchte und Nutzungen aus kirchli-
chen Vermögensgegenständen dür-
fen Dritten grundsätzlich nur gegen 
angemessenes Entgelt überlassen 
werden. 

3. 1 Auf Gesetz, Vertrag und Herkom-
men beruhende Nutzungen und 
Rechte sind zu erhalten und wahr-
zunehmen. 2 Die Ablösung und Um-
wandlung von Rechten darf nur er-
folgen, wenn daran ein besonderes 
Interesse oder eine Verpflichtung 
hierzu besteht. 3 Die Ablösung ist 
nur gegen einen der Nutzung oder 
dem Recht entsprechenden Wert 
zulässig. 4 Die wirtschaftliche Ver-
waltung der Nutzungen und Rechte 
ist zu gewährleisten. 
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Zuwendung gilt der Wille der oder 
des Zuwendenden. 

5. Für Stiftungen gilt Nummer 4 ent-
sprechend. 

6. 1 Geldmittel, die nicht auf laufen-
den Konten für den Zahlungsver-
kehr benötigt werden, und Finanz-
anlagen sind so anzulegen, dass die 
mit der Geldanlage verbundenen 
Ziele Sicherheit, Liquidität und Ren-
tabilität weitest möglich erreicht 
werden. 2 Die Art der Anlage muss 
mit dem kirchlichen Auftrag verein-
bar sein, insbesondere im Sinne ei-
ner ethisch-nachhaltigen Geldan-
lage. 3 Finanzanlagen sollen durch 
die Gesamtkirche angelegt werden. 
4 Ausnahmen bedürfen der kirchen-
aufsichtlichen Genehmigung. 

§ 61 
Wertansätze der Vermögensgegenstände 

und Schulden 

   

(1) 1 Vermögensgegenstände sind höchs-
tens mit den Anschaffungs- und Herstel-
lungskosten vermindert um Abschreibungen 
gemäß § 63 zu bewerten. 2 Dabei gilt, dass 

a. Anschaffungskosten die Aufwen-
dungen sind, die geleistet werden, 
um einen Vermögensgegenstand zu 
erwerben und ihn in einen 
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betriebsbereiten Zustand zu verset-
zen, soweit sie dem Vermögensge-
genstand einzeln zugeordnet wer-
den können; zu den Anschaffungs-
kosten gehören auch die Nebenkos-
ten. Minderungen des Anschaf-
fungspreises sind abzusetzen; 

b. Herstellungskosten die Aufwendun-
gen sind, die durch den Verbrauch 
von Gütern und die Inanspruch-
nahme von Diensten für die Herstel-
lung eines Vermögensgegenstands, 
seine Erweiterung oder für eine 
über seinen ursprünglichen Zustand 
hinausgehende wesentliche Verbes-
serung entstehen. 

(2) 1 Anschaffungs- und Herstellungskosten 
kirchlicher Gebäude und ihre fortgeführten 
Werte können auch durch Maßnahmen der 
Wiederherstellung und Instandhaltung er-
höht werden. 2 Näheres wird durch Rechts-
verordnung6 nach § 71 geregelt. 

   

(3) Bei Vermögensgegenständen des Anla-
gevermögens sind bei voraussichtlich dau-
ernder Wertminderung außerplanmäßige 
Abschreibungen vorzunehmen, um diese 
mit dem niedrigeren Wert anzusetzen, der 
ihnen am Abschlussstichtag beizulegen ist. 

   

(4) Bei Vermögensgegenständen des Um-
laufvermögens sind Abschreibungen 
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vorzunehmen, um diese mit einem niedrige-
ren Wert anzusetzen, der sich aus einem 
Börsen- oder Marktpreis am Abschlussstich-
tag ergibt. 

(5) 1 Forderungen sind mit dem Nominal-
wert anzusetzen. 2 Zweifelhafte Forderun-
gen sind gesondert auszuweisen und ent-
sprechende Einzelwertberichtigungen sind 
zu bilden. 3 Uneinbringliche Forderungen 
sind abzuschreiben. 

(5) 1 Forderungen sind mit dem Nominal-
wert anzusetzen. 2 Zweifelhafte Forderun-
gen sind gesondert auszuweisen und ent-
sprechende Einzelwertberichtigungen sind 
zu bilden. 3 Uneinbringliche Forderungen 
sind abzuschreiben. 

  

(6) 1 Rückstellungen für pfarrdienst- und be-
amtenrechtliche Pensions- und Beihilfever-
pflichtungen sind nach versicherungsmathe-
matischen Grundsätzen zu ermitteln. 2 Die 
in der Haushaltsplanung angesetzten Werte 
für die Pensions- und Beihilfeverpflichtun-
gen sind im Rahmen der Aufstellung des 
Jahresabschlusses zu aktualisieren, soweit 
neue Daten und Annahmen sowie versiche-
rungsmathematische Parameter am Bilanz-
stichtag zur Verfügung stehen. 

(6) 1 Rückstellungen für pfarrdienst- und 
beamtenrechtliche Pensions- und Beihil-
feverpflichtungen sind nach versicherungs-
mathematischen Grundsätzen zu ermitteln. 
2 Die in der Haushaltsplanung angesetzten 
Werte für die Pensions- und Beihilfever-
pflichtungen sowie damit zusammenhän-
gende Forderungen gegenüber pensions-
zahlenden Institutionen sind im Rahmen 
der Aufstellung des Jahresabschlusses zu 
aktualisieren, soweit neue Daten und An-
nahmen sowie versicherungsmathemati-
sche Parameter am Bilanzstichtag zur Verfü-
gung stehen. 

  

(7) Die Verbindlichkeiten sind mit ihrem 
Rückzahlungsbetrag in der Bilanz auszuwei-
sen. 

   

(8) Rückstellungen sind in Höhe des nach 
vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 
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notwendigen Rückzahlungsbetrags anzuset-
zen. 

§ 62 
Nachweis des Vermögens und der  

Schulden, Bilanzierung 

   

(1) Das nach den vorstehenden Vorschriften 
erfasste und bewertete Vermögen und die 
Schulden sind in einer Bilanz nachzuweisen. 

   

(2) 1 In der Bilanz sind das Anlage- und das 
Umlaufvermögen, das Reinvermögen, die 
Sondervermögen, die Sonderposten, die 
Schulden sowie die Rechnungsabgrenzungs-
posten vollständig auszuweisen. 2 Die De-
ckungslücken der Substanzerhaltungsrückla-
gen aus unterbliebener Instandhaltung und 
nicht erwirtschafteten Abschreibungen sind 
im Anhang auszuweisen. 3 Treuhänderisch 
verwaltete Vermögenswerte einschließlich 
der damit verbundenen Verpflichtungen 
werden nachrichtlich unter dem Bilanzstrich 
aufgeführt. 

   

(3) Posten der Aktivseite dürfen grundsätz-
lich nicht mit Posten der Passivseite, Grund-
stücksrechte nicht mit Grundstückslasten 
verrechnet werden. 

   

(4) 1 Die Bilanz ist in Kontoform zu erstellen. 
2 Es gilt das Schema der zur Erfassung, 
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Bewertung und Bilanzierung nach § 71 zu 
erlassenden Rechtsverordnung7. 

(5) In der Bilanz ist zu jedem Posten der ent-
sprechende Betrag des vorhergehenden 
Haushaltsjahres anzugeben. Erhebliche Un-
terschiede sind zu erläutern. 

(5) In der Bilanz ist zu jedem Posten der ent-
sprechende Betrag des vorhergehenden 
Haushaltsjahres anzugeben. Bei der Ge-
samtkirche sind erhebliche Unterschiede zu 
erläutern. 

  

§ 65 
Rücklagen 

   

(1) Rücklagen dienen zur Sicherung der 
Haushaltswirtschaft, zum Erhalt des Vermö-
gens, zur Deckung des Investitionsbedarfs 
und zu sonstigen Zwecken. 

   

(2) Als Pflichtrücklagen sind zu bilden: 

• eine Ausgleichsrücklage, 
• eine Substanzerhaltungsrücklage, 
• eine Bürgschaftssicherung- und eine 

Tilgungsrücklage, sofern erforder-
lich, sowie 

• eine Betriebsmittelrücklage bei Kör-
perschaften und Verbänden, die 
nicht einem Regionalverwaltungs-
verband angeschlossen sind. 

(2) Als Pflichtrücklagen sind zu bilden: 

• eine Ausgleichsrücklage, 
• eine Substanzerhaltungsrücklage, 
• eine Bürgschaftssicherungsrück-

lage, sofern erforderlich, sowie 
 

• eine Betriebsmittelrücklage bei 
Körperschaften und Verbänden, 
die nicht einem Regionalverwal-
tungsverband angeschlossen sind. 

  

(3) 1 Die Betriebsmittelrücklage dient der Si-
cherstellung der Zahlungsfähigkeit. 2 Die 
Betriebsmittelrücklage ist mindestens zu ei-
nem Zwölftel der durchschnittlichen Auf-
wendungen der Ergebnishaushalte der 

aufgehoben 
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vorangegangenen drei Haushaltsjahre zu bil-
den. 3 Wird die Rücklage in Anspruch ge-
nommen, soll sie bis zum Ende des Haus-
haltsjahres wieder aufgefüllt werden. 

(3a) Die Zahlungsfähigkeit der Regionalver-
waltungsverbände wird durch die Gesamt-
kirche sichergestellt. 

 
 
 
 

aufgehoben 

 

(4) 1 Zur Sicherung des Haushaltsausgleichs 
ist eine Ausgleichsrücklage zu bilden. 2 Die 
Ausgleichsrücklage ist mindestens zu einem 
Zehntel der durchschnittlichen Aufwendun-
gen der Ergebnishaushalte der vorangegan-
genen drei Haushaltsjahre anzusammeln. 
3 Die Aufwendungen von Diakonie- und So-
zialstationen sind hierbei nicht zu berück-
sichtigen. 

   

(5) 1 Zum Ausgleich des mit der Nutzung 
von Gebäuden verbundenen Ressourcen-
verbrauchs sollen der Substanzerhaltungs-
rücklage jährlich Haushaltsmittel in einer 
nach den planmäßigen Abschreibungen zu 
bemessenden Höhe zugeführt werden. 
2 Eine entsprechende Auflösung des Son-
derpostens für erhaltene Investitionszu-
schüsse kann gegengerechnet werden. 

(5) Für die bauliche Unterhaltung kirchli-
cher Gebäude ist eine angemessene Sub-
stanzerhaltungsrücklage zu bilden, um den 
Eigenanteil bei der baulichen Unterhaltung 
sicherzustellen.  

 

  

(6) Für Darlehen, die mit dem Gesamtbetrag 
fällig werden, ist bis zur Fälligkeit eine Til-
gungsrücklage anzusammeln. 

Aufgehoben   
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(7) Werden Bürgschaften übernommen, so 
ist eine Bürgschaftssicherungsrücklage in 
Höhe des Ausfallrisikos, mindestens in Höhe 
von einem Zehntel dieser Verpflichtungen, 
anzusammeln. 

   

(8) Darüber hinaus können für festzule-
gende Zwecke weitere Rücklagen gebildet 
werden, insbesondere Budgetrücklagen. 

(8) Darüber hinaus können für festzule-
gende Zwecke weitere Rücklagen gebildet 
werden, insbesondere Budgetrücklagen. 

  

(9) 1 Rücklagen dürfen nur in der Höhe aus-
gewiesen werden, wie sie durch entspre-
chende Finanzanlagen und liquide Mittel 
einschließlich kurzfristiger Forderungen ge-
deckt sind (Grundsatz der Finanzdeckung). 
2 Die Betriebsmittelrücklage soll vorrangig 
durch kurzfristig realisierbare Mittel gedeckt 
sein. 

(9) 1 Rücklagen dürfen nur in der Höhe aus-
gewiesen werden, wie sie durch entspre-
chende Finanzanlagen und liquide Mittel 
einschließlich kurzfristiger Forderungen ab-
züglich kurzfristiger Verbindlichkeiten ge-
deckt sind (Grundsatz der Finanzdeckung). 
2 Die Betriebsmittelrücklage soll vorrangig 
durch kurzfristig realisierbare Mittel ge-
deckt sein. 

  

(10) 1 Die Zweckbestimmung einer Rücklage 
kann geändert werden, wenn und soweit sie 
für den bisherigen Zweck nicht mehr oder 
für einen anderen Zweck dringender benö-
tigt wird und die Änderung des Rücklage-
zwecks sachlich und wirtschaftlich auch ge-
genüber Dritten, die wesentlich zur Rück-
lage beigetragen haben, vertretbar ist. 2 So-
weit Zweckbestimmung oder Mittelherkunft 
es erfordern, sind Zinserträge zu kapitalisie-
ren. 

(10) 1 Die Zweckbestimmung einer Rücklage 
kann geändert werden, wenn und soweit 
sie für den bisherigen Zweck nicht mehr 
oder für einen anderen Zweck dringender 
benötigt wird und die Änderung des Rückla-
gezwecks sachlich und wirtschaftlich auch 
gegenüber Dritten, die wesentlich zur Rück-
lage beigetragen haben, vertretbar ist. 2 So-
weit Zweckbestimmung oder Mittelher-
kunft es erfordern, sind Zinserträge zu kapi-
talisieren. 
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§ 68 
Rückstellungen 

   

(1) Für ungewisse Verbindlichkeiten und 
drohende Verluste aus schwebenden Ge-
schäften sind Rückstellungen zu bilden. 

(1) Für ungewisse Verbindlichkeiten und 
drohende Verluste aus schwebenden Ge-
schäften sind in der Gesamtkirche Rückstel-
lungen zu bilden. In den übrigen Körper-
schaften können, wenn erforderlich, Rück-
stellungen gebildet werden. 

(1) Für ungewisse Verbindlichkeiten und 
drohende Verluste aus schwebenden Ge-
schäften sind Rückstellungen zu bilden. Bei 
Kirchengemeinden, Dekanaten und Verbän-
den kann auf die Bildung von Urlaubs-, 
Mehrarbeits- und Jubiläumsrückstellungen 
verzichtet werden. 

Die Regelung steht im Spannungsverhält-
nis zwischen den GoB, insbesondere der 
Vollständigkeit, sowie den Anforderun-
gen einer Verwaltungsvereinfachung. Der 
unbestimmte Rechtsbegriff („wenn erfor-
derlich“) entfällt zu Gunsten einer klaren 
Regelung. 

(2) Durch Liquiditätssteuerung ist sicherzu-
stellen, dass die notwendigen Finanzmittel 
zur Leistung von Verpflichtungen aus den 
Rückstellungen bei Fälligkeit verfügbar sind. 

   

(3) Rückstellungen dürfen nur aufgelöst 
werden, soweit der Grund für deren Bildung 
entfallen ist. 
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Abschnitt 6 

Verfahren bei Zahlungsunfähigkeit und 
Überschuldung 

 

Abschnitt 6 

Verfahren bei Zahlungsunfähigkeit und 
Überschuldung 

Finanzaufsicht 

 

Abschnitt 6 

Verfahren bei Zahlungsunfähigkeit und 
Überschuldung 

Finanzaufsicht 

Die aktuellen Regelungen zum Verfahren 
bei Zahlungsunfähigkeit und Überschul-
dung sind ausreichend und angemessen. 
Bisher wurden diese nur in Einzelfällen 
zur Anwendung gebracht. Insofern er-
scheint eine noch stärker ausgeprägte Fi-
nanzaufsicht nicht geboten. Ferner würde 
eine Finanzaufsicht auch Personalres-
sourcen binden, um diese glaubhaft um-
zusetzen. Anderenfalls würde lediglich 
ein Instrument geschaffen werden, wel-
ches erheblich in die Rechte der kirchli-
chen Körperschaften eingreifen könnte. 

§ 72 
Grundsatz tragfähiger Haushaltswirtschaft 

§ 72  
Aufsichtliche Maßnahmen 

§ 72 
Grundsatz tragfähiger Haushaltswirtschaft 

 

Die kirchlichen Körperschaften haben ihre 
Haushaltswirtschaft so zu führen, dass sie 
jederzeit ihre Zahlungsfähigkeit erhalten 
und eine Überschuldung vermeiden. 

(1) Die Kirchenverwaltung kann  

1. haushaltswirksame Beschlüsse von 
kirchlichen Körperschaften aufhe-
ben, die mit den Grundsätzen der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
nicht vereinbar sind, insbesondere, 
wenn sie die Fähigkeit gefährden, 
die Finanzbedarfe zur Erfüllung der 
kirchlichen Aufgaben zu decken. 

2. rechtswidrige Anordnungen aufhe-
ben 

3. Anordnungen erteilen, um die Fä-
higkeit die Finanzbedarfe zur Erfül-
lung der kirchlichen Aufgaben zu 
decken, zu wahren oder 

Die kirchlichen Körperschaften haben ihre 
Haushaltswirtschaft so zu führen, dass sie 
jederzeit ihre Zahlungsfähigkeit erhalten 
und eine Überschuldung vermeiden. 
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wiederherzustellen und festlegen, 
dass die Anordnungen entspre-
chende Beschlüsse der zuständigen 
Organe ersetzen. Sie kann dazu die 
Genehmigung von Einrichtungen 
ganz oder teilweise widerrufen 
oder die Genehmigung nachträg-
lich mit Auflagen versehen. 

(2) Der Kirchenverwaltung steht ein umfas-
sendes Informationsrecht über alle Vor-
gänge und wirtschaftlich relevanten Ange-
legenheiten der Körperschaften zu. 

§ 73 
Beanstandungs- und Informationsrecht, 

Anordnungen 

 § 73 
Beanstandungs- und Informationsrecht, 

Anordnungen 

 

1 Bei drohender oder bestehender Zah-
lungsunfähigkeit oder Überschuldung einer 
kirchlichen Körperschaft oder ihrer Einrich-
tung kann die Kirchenverwaltung Beschlüsse 
und Maßnahmen der kirchlichen Körper-
schaften beanstanden und anordnen, dass 
sie innerhalb einer angemessenen Frist auf-
gehoben werden. 2 Sie kann ferner Anord-
nungen erteilen, um die Zahlungsunfähig-
keit oder Überschuldung abzuwenden. 
3 Der Kirchenverwaltung oder der hierzu 
von der Kirchenverwaltung beauftragten 
Regionalverwaltung sind sämtliche 

aufgehoben 1 Bei drohender oder bestehender Zah-
lungsunfähigkeit oder Überschuldung einer 
kirchlichen Körperschaft oder ihrer Einrich-
tung kann die Kirchenverwaltung Beschlüsse 
und Maßnahmen der kirchlichen Körper-
schaften beanstanden und anordnen, dass 
sie innerhalb einer angemessenen Frist auf-
gehoben werden. 2 Sie kann ferner Anord-
nungen erteilen, um die Zahlungsunfähig-
keit oder Überschuldung abzuwenden. 
3 Der Kirchenverwaltung oder der hierzu 
von der Kirchenverwaltung beauftragten 
Regionalverwaltung sind sämtliche 
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Auskünfte zu erteilen, die zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben notwendig sind. 

Auskünfte zu erteilen, die zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben notwendig sind. 

§ 74 
Ersatzvornahme 

 
aufgehoben 

§ 74 
Ersatzvornahme 

 

(1) Weigert sich eine kirchliche Körper-
schaft, einer Anordnung nach § 73 nachzu-
kommen, so ist die Kirchenleitung berech-
tigt, an Stelle der kirchlichen Körperschaft 
zu handeln. 

 (1) Weigert sich eine kirchliche Körper-
schaft, einer Anordnung nach § 73 nachzu-
kommen, so ist die Kirchenleitung berech-
tigt, an Stelle der kirchlichen Körperschaft 
zu handeln. 

 

(2) 1 Die Kirchenleitung kann eine Beauf-
tragte oder einen Beauftragten zur Durch-
führung der erforderlichen Maßnahmen be-
stellen, wenn dies zur Umsetzung der Maß-
nahmen gemäß Absatz 1 erforderlich ist. 
2 Unbenommen hiervon kann die Kirchen-
leitung eine Beauftragte oder einen Beauf-
tragten zur Durchführung erforderlicher 
Maßnahmen auch dann bestellen, wenn 
Maßnahmen nach § 73 nicht ausreichen. 

 (2) 1 Die Kirchenleitung kann eine Beauf-
tragte oder einen Beauftragten zur Durch-
führung der erforderlichen Maßnahmen be-
stellen, wenn dies zur Umsetzung der Maß-
nahmen gemäß Absatz 1 erforderlich ist. 
2 Unbenommen hiervon kann die Kirchen-
leitung eine Beauftragte oder einen Beauf-
tragten zur Durchführung erforderlicher 
Maßnahmen auch dann bestellen, wenn 
Maßnahmen nach § 73 nicht ausreichen. 

 

(3) Die Maßnahmen gemäß den Absätzen 1 
und 2 setzen die Anhörung des zuständigen 
Organs und – bei Kirchengemeinden und 
Verbänden – des Dekanatssynodalvorstan-
des voraus.  

 (3) Die Maßnahmen gemäß den Absätzen 1 
und 2 setzen die Anhörung des zuständigen 
Organs und – bei Kirchengemeinden und 
Verbänden – des Dekanatssynodalvorstan-
des voraus. 

 

(4) Die mit den Maßnahmen gemäß den Ab-
sätzen 1 und 2 verbundenen Kosten trägt 
die kirchliche Körperschaft. 

 (4) Die mit den Maßnahmen gemäß den Ab-
sätzen 1 und 2 verbundenen Kosten trägt 
die kirchliche Körperschaft. 
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§ 75 
Abgabe oder Aufhebung einer Einrichtung 

 

aufgehoben 
§ 75 

Abgabe oder Aufhebung einer Einrichtung 

 

1 Die Kirchenleitung kann im Einvernehmen 
mit dem Finanzausschuss der Kirchensy-
node die Abgabe oder Aufhebung einer Ein-
richtung einer kirchlichen Körperschaft an-
ordnen, wenn ein unabhängiger Sachver-
ständiger eine negative Fortführungsprog-
nose für die Einrichtung erstellt hat. 2 In der 
Fortführungsprognose wird festgestellt, ob 
die Einrichtung nachhaltig in der Lage ist, 
die Zahlungsfähigkeit sicherzustellen und 
die Überschuldung zu vermeiden. 3 Die Ab-
gabe oder Aufhebung einer Einrichtung ei-
ner kirchlichen Körperschaft setzt die Anhö-
rung des zuständigen Organs und – bei Kir-
chengemeinden und Verbänden – des Deka-
natssynodalvorstandes voraus. 

 1 Die Kirchenleitung kann im Einvernehmen 
mit dem Finanzausschuss der Kirchensy-
node die Abgabe oder Aufhebung einer Ein-
richtung einer kirchlichen Körperschaft an-
ordnen, wenn ein unabhängiger Sachver-
ständiger eine negative Fortführungsprog-
nose für die Einrichtung erstellt hat. 2 In der 
Fortführungsprognose wird festgestellt, ob 
die Einrichtung nachhaltig in der Lage ist, 
die Zahlungsfähigkeit sicherzustellen und 
die Überschuldung zu vermeiden. 3 Die Ab-
gabe oder Aufhebung einer Einrichtung ei-
ner kirchlichen Körperschaft setzt die Anhö-
rung des zuständigen Organs und – bei Kir-
chengemeinden und Verbänden – des Deka-
natssynodalvorstandes voraus. 

 

Abschnitt 7 
Prüfung und Entlastung,  
Schlussbestimmungen 

   

§ 83 
Vorprüfung und Offenlegung 

   

(1) 1 Der Jahresabschluss ist nach Aufstel-
lung dem zuständigen Organ zur Vorprüfung 
und Abnahme zuzuleiten. 2 Dieses kann ein-
zelne seiner Mitglieder mit dieser Aufgabe 
betrauen, soweit sie nicht selbst regelmäßig 
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Anordnungen erteilen. 3 Die Vorprüfung 
kann auch durch interne Revisionsstellen 
oder durch Dritte erfolgen. 

(2) Die Vorprüfung hat mindestens eine re-
präsentative Auswahl von Geschäftsvorgän-
gen zu umfassen und hat sich insbesondere 
zu erstrecken auf: 

a. die vollständige Erfassung der Haus-
haltsmittel und rechtzeitige Erhe-
bung der Forderungen sowie die 
ordnungsgemäße Inanspruchnahme 
von Haushaltsmitteln, 

b. die Feststellung, dass bei Ausfüh-
rung des Haushalts die Beschlüsse 
des zuständigen Organes beachtet 
worden sind und nach geltendem 
Recht verfahren wurde,  

c. das vollständige Vorhandensein und 
die Sicherheit des Kapitalvermö-
gens,  

d. die Aufzeichnung über Zu- und Ab-
gänge aktivierungspflichtiger Ver-
mögensgegenstände. 

(2) Die Vorprüfung hat mindestens eine re-
präsentative Auswahl von Geschäftsvorgän-
gen zu umfassen und hat sich insbesondere 
zu erstrecken auf: 

a. die Feststellung, dass bei Ausfüh-
rung des Haushalts die Beschlüsse 
des zuständigen Organes beachtet 
worden sind und nach geltendem 
Recht verfahren wurde,  

b. die Plausibilisierung von Finanzanla-
gen, Sachanlagevermögen, Rückla-
gen und Sonderposten.“ 

 

  

(3) 1 Über das Ergebnis der Vorprüfung ist 
von dem zuständigen Organ eine Nieder-
schrift zu fertigen, über die zu beschließen 
ist. 2 Die Niederschrift ist dem Jahresab-
schluss beizufügen. 3 Über Beanstandungen 
ist zu entscheiden. 
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(4) 1 Die Jahresabschlüsse sind nach der 
Vorprüfung eine Woche lang öffentlich aus-
zulegen. 2 Die Auslage ist in geeigneter 
Weise öffentlich bekannt zu machen. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für den 
Jahresabschluss der Gesamtkirche und ihrer 
Treuhandstiftungen; deren Jahresabschluss 
ist im Amtsblatt zu veröffentlichen. 

(4) 1 Die Jahresabschlüsse sind nach der 
Vorprüfung Interessierten in geeigneter 
Weise zugänglich zu machen. 3 Die Mög-
lichkeiten der Kenntnisnahme sind eben-
falls in geeigneter Weise bekanntzugeben 

  

§ 87 
Übergangsbestimmungen 

   

(1) 1 Die Kirchenverwaltung kann  

1. bis zum 31. Dezember 2030 von der 
Erfüllung einzelner Anforderungen 
an den Haushalt nach den §§ 7 und 
8 und an den Jahresabschluss nach 
den §§ 50 bis 54, 

2. bis zum 31. Dezember 2030 von der 
Einhaltung der Fristen für die Auf-
stellung und Feststellung des Haus-
halts und des Jahresabschlusses und 

3. bis zum Ablauf von fünf Jahren nach 
Einführung des kaufmännischen 
Rechnungswesens in der betreffen-
den kirchlichen Körperschaft, we-
nigstens aber bis zum 31. Dezember 
2030 von den Anforderungen an die 
Bildung der Substanzerhaltungs-
rücklage nach § 65 Absatz 2 und 5 

 

 
 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

  

PDF-Seite 055

https://www.kirchenrecht-ekhn.de/document/19005/search/KHO#s00000010
https://www.kirchenrecht-ekhn.de/document/19005/search/KHO#s00000010
https://www.kirchenrecht-ekhn.de/document/19005/search/KHO#s00000062
https://www.kirchenrecht-ekhn.de/document/19005/search/KHO#s00000080


Drucksache Nr. 63/26 G 

 

Geltendes Recht Text der Drucksache 30/26 G Änderungsvorschläge 2. Lesung Anmerkungen zur 2. Lesung 
befreien, soweit dies mit den Grundsätzen 
des kirchlichen Haushaltsrechts vereinbar 
ist. 2 Für die Gesamtkirche erfolgen Befrei-
ungen durch den Beschluss der Kirchenlei-
tung. 

(1a) aufgehoben 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(1b) aufgehoben 
 
 
 
 
 

(1c) Haushaltsgemeinschaften kirchlicher 
Körperschaften, die keine Gesamtkirchenge-
meinden sind, sind bis zum 31. Dezember 
2024 aufzulösen. 

 
 
 
 
 

„(1a) Für die Erstellung der Jahresab-
schlüsse der Jahre 2015 bis 2025 der Kir-
chengemeinden, Dekanate und Verbände 
mit Ausnahme der Zweckverbände ist ein 
vereinfachtes Verfahren gemäß Anlage 3 
anzuwenden. Die Kirchenleitung kann im 
Einvernehmen mit dem Kirchensynodalvor-
stand die Anwendung einzelner Regelungen 
des vereinfachten Verfahrens aussetzen. 
Die Verpflichtung zur Vornahme einer In-
ventur in den Jahren 2015 bis 2025 wird 
ausgesetzt. 

(1b) Die Kirchenleitung kann für das IT-Ver-
fahren für einzelne Kassengemeinschaften 
und kirchliche Körperschaften die Zahl der 
anordnungsbefugten Personen begrenzen 
und besondere Vorgaben für die Feststel-
lungsvermerke erlassen.“ 

(2) 1 Die Kirchenleitung kann durch Rechts-
verordnung10, die der Zustimmung des Kir-
chensynodalvorstandes bedarf, 
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Körperschaften von der Geltung dieses Kir-
chengesetzes befristet ausnehmen. 2 Für 
diese Körperschaften finden weiterhin die 
Bestimmungen der Kirchlichen Haushalts-
ordnung vom 2. April 2000 (ABl. 2000 S. 
145), zuletzt geändert am 24. November 
2012 (ABl. 2013 S. 38), Anwendung. 3 Ab-
weichend von Satz 2 findet § 49 der Kirchli-
chen Haushaltsordnung vom 2. April 2000 
keine Anwendung mehr; stattdessen gilt für 
alle Körperschaften § 30 dieses Kirchenge-
setzes. 

 (3) Die Kirchenleitung kann durch Rechts-
verordnung räumlich und zeitlich begrenzt 
die Erprobung eines vereinfachten Rech-
nungswesens in Abweichung von diesem 
Kirchengesetz festlegen.  

(3) Die Kirchenleitung kann durch Rechts-
verordnung, die der Zustimmung des Kir-
chensynodalvorstands bedarf, räumlich 
und zeitlich begrenzt die Erprobung eines 
vereinfachten Rechnungswesens in Abwei-
chung von diesem Kirchengesetz festlegen. 

Zustimmungsverfahren wie bei anderen 
Vereinfachungen mit Beteiligung des Kir-
chensynodalvorstands. 

  (4) Die Jahresabschlüsse der im Jahr 2026 
aufgelösten Regionalverwaltungsverbände 
sind bis spätestens zum 31. Dezember 
2030 in den Jahresabschluss der Gesamt-
kirche zu konsolidieren. Bis zur vollständi-
gen Konsolidierung dürfen die Bilanzsum-
men der jeweils zuletzt aufgestellten Jah-
resabschlüsse auch bei zur Gesamtkirche 
abweichenden Abschlussstichtagen auf der 
Aktiv- und Passivseite der Bilanz der Ge-
samtkirche unterhalb der Positionen des 
Treuhandvermögens ausgewiesen werden. 

Mit der Auflösung der Regionalverwal-
tungsverbände im Jahr 2026 geht deren 
Rechtsnachfolge auf die Gesamtkirche 
über. Die noch ausstehenden Jahresab-
schlüsse der ehemaligen Verbände müs-
sen nachgeholt und in den Jahresab-
schluss der Gesamtkirche konsolidiert 
werden. Die Ergänzung schafft hierfür ei-
nen verbindlichen Übergangszeitraum bis 
zum 31. Dezember 2030 und regelt den 
vorläufigen bilanziellen Ausweis bis zur 
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Der Ausweis erfolgt entweder einzeln nach 
Regionalverwaltungsverbänden unter An-
gabe des jeweiligen Abschlussstichtags 
oder als Gesamtbetrag mit entsprechender 
Aufgliederung und Angabe der jeweiligen 
Abschlussstichtage im Anhang. 

vollständigen Konsolidierung (im Sinne 
des § 13 EBBVO). 

Da die Aufarbeitung schrittweise erfolgen 
kann, könnten die jeweils zuletzt aufge-
stellten Jahresabschlüsse der ehemaligen 
Regionalverwaltungsverbände unter-
schiedliche und vom Jahresabschluss der 
Gesamtkirche abweichende Abschluss-
stichtage aufweisen. Ein Ausweis im Son-
dervermögen kommt bei fehlender Stich-
tagsgleichheit nicht in Betracht, da 
dadurch Bilanzzahlen unterschiedlicher 
Abschlussstichtage vermischt würden 
(Phasengleichheit des Abschlussstich-
tags). Für den Übergangszeitraum wird 
deshalb zugelassen, ihre Bilanzsummen 
auf der Aktiv- und Passivseite unterhalb 
der Positionen des Treuhandvermögens 
auszuweisen. Dies kann entweder einzeln 
nach Verbänden oder als Gesamtbetrag 
mit entsprechender Aufgliederung im An-
hang erfolgen. Die Angabe der jeweiligen 
Abschlussstichtage macht den Stand der 
Aufarbeitung transparent und gewähr-
leistet die Nachvollziehbarkeit der ausge-
wiesenen Beträge. Die Verpflichtung zur 
vollständigen Konsolidierung bis zum Ab-
lauf der Übergangsfrist bleibt bestehen. 
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Anlage 1 
Begriffsbestimmungen 

   

10. Betriebe gewerblicher Art: Betriebe, für 
die handels- und steuerrechtliche Grundla-
gen für die Wirtschaftsführung vorrangig 
sind. 

10. Betriebe gewerblicher Art: Einrichtun-
gen, die einer nachhaltigen wirtschaftliche 
Tätigkeit zur Erzielung von Einnahmen au-
ßerhalb der Land- und Forstwirtschaft die-
nen und sich wirtschaftlich herausheben. 

  

9. Baumaßnahme: Als Baumaßnahmen zäh-
len die Errichtung neuer Gebäude, bauliche 
Veränderungen und Instandsetzungen an 
bestehenden Gebäuden. Unter Errichtung 
neuer Gebäude sind sowohl Neubauten als 
auch Wiederaufbauten zu verstehen. Bau-
maßnahmen an bestehenden Gebäuden 
sind bauliche Veränderungen durch Umbau, 
Ausbau, Erweiterungen und Instandsetzun-
gen. 

9. Baumaßnahme: Als Baumaßnahmen zäh-
len die Errichtung neuer Gebäude, bauliche 
Veränderungen und Instandsetzungen an 
bestehenden Gebäuden. Unter Errichtung 
neuer Gebäude sind sowohl Neubauten als 
auch Wiederaufbauten zu verstehen. Bau-
maßnahmen an bestehenden Gebäuden 
sind bauliche Veränderungen durch Umbau, 
Ausbau, Erweiterungen und Instandsetzun-
gen. Glocken und Orgeln sind nicht Be-
standteil des Gebäudes. 

  

12. Bilanzergebnis: Der ergebniswirksame 
Teil der kirchlichen Haushaltsplanung und -
ausführung umfasst regelmäßig die Bewirt-
schaftung von Rücklagen für nicht investive 
Zwecke. Ein Abbau von Gewinn- oder Ver-
lustvorträgen oder eine Zuführung zum In-
vestitions- und Finanzierungshaushalt kön-
nen enthalten sein. Die sich aus den haus-
haltsrechtlichen Vorschriften und/oder Gre-
mienbeschlüssen ergebenden Einstellungen 
in Rücklagen stellen bilanztechnisch Ergeb-
nisverwendungen dar. Sie sind daher nach 

12. Bilanzergebnis: Der ergebniswirksame 
Teil der kirchlichen Haushaltsplanung und -
ausführung umfasst regelmäßig die Bewirt-
schaftung von Rücklagen. für nicht investive 
Zwecke. Ein Abbau von Gewinn- oder Ver-
lustvorträgen oder eine Zuführung zum In-
vestitions- und Finanzierungshaushalt kön-
nen enthalten sein. Die sich aus den haus-
haltsrechtlichen Vorschriften und/oder Gre-
mienbeschlüssen ergebenden Zuführung 
Einstellungen in Rücklagen stellen bilanz-
technisch Ergebnisverwendungen dar. Sie 
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der Ermittlung des Jahresergebnisses auszu-
weisen und führen so zum Bilanzergebnis. 

sind daher nach der Ermittlung des Jahres-
ergebnisses auszuweisen und führen so 
zum Bilanzergebnis. 

39. Innere Darlehen: Die vorübergehende 
Inanspruchnahme von Finanzmitteln, die 
der Deckung von Rücklagen und sonstigen 
Passivpositionen dienen, anstelle einer Kre-
ditaufnahme. 

39. Innere Darlehen: Die vorübergehende 
Inanspruchnahme von Finanzmitteln, die 
der Deckung von Rücklagen und sonstigen 
Passivpositionen dienen, anstelle einer Kre-
ditaufnahme. 

  

    

Anlage 3    

 

  

PDF-Seite 060


	Drs 63-26 G Änderungsgesetz KHO Verstetigung vereinfachter JA - Vorblatt
	Drs 63-26 G Änderungsgesetz KHO Verstetigung vereinfachter JA - Fließtext
	Drs 63-26 G Änderungsgesetz KHO Verstetigung vereinfachter JA - Synopse
	Abschnitt 1 Allgemeine Vorschriften zum Haushalt
	Abschnitt 2 Aufstellung des Haushalts
	Abschnitt 3 Ausführung des Haushalts
	Abschnitt 4 Rechnungswesen und Kassenführung
	Abschnitt 5 Vermögen und Schulden: Grundsätze, An-satz und Bewertung
	Abschnitt 6 Verfahren bei Zahlungsunfähigkeit und Überschuldung
	Abschnitt 7 Prüfung und Entlastung, Schlussbestimmungen
	Anlage 1 Begriffsbestimmungen




